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KURZ BERICHTET

TRAUERZUG FÜR ERSCHOSSENE POLIZISTIN:

Kampf gegen Gewalt und
Brutalität muss weitergehen

Fassungslos, erschüttert, betrof-
fen und sprachlos standen am
Montag, dem 30 April 2007, in der
Evangelischen Stadtkirche Sankt
Dionysius in Böblingen tausende
Polizistinnen und Polizisten vor
dem Sarg von Polizeimeisterin
Michéle Kiesewetter und nahmen
Abschied für immer von einer erst

1. MAI IN BREMEN:

Eine wehrhafte Demokratie
braucht aktive Demokraten

In seiner Mai-Rede vor 5.000
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern in Bremen forderte GdP-
Vorsitzender Konrad Freiberg u. a.
kräftige Lohn- und Gehalts-
steigerungen für Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer. Er
sprach sich für die Schaffung von
Mindestlöhnen nicht unter 7,50
Euro aus und bekräftigte, dass die
Beschäftigten vor Willkür am
Arbeitsplatz geschützt werden
müssen.

Der leichte Aufschwung in
Deutschland dürfe nicht darüber
hinwegtäuschen, dass nahezu vier
Mio. Menschen keine Arbeit fin-
den, immer weniger von ihrer Ar-
beit leben können und fast eine
Mio. Menschen mit Hartz-IV-Be-
zug arbeiten, darunter über
300.000 in Vollzeit.

Auch der öffent-
liche Dienst sei
nicht verschont.
Laut Angaben der
Bundesagentur für
Arbeit erhalten
13.000 Arbeitneh-
merinnen und Ar-
beitnehmer des öf-
fentlichen Dienstes
trotz ihres Erwerbs-
einkommens ergän-
zend eine staatliche
Transferzahlung.

„Gerade meine
Kolleginnen und
Kollegen in der Po-
lizei nehmen die Auswirkungen
der sozialen Lage in Deutschland
wie Seismographen wahr. Und wir
erkennen zunehmende Resignati-
on, Frustration in bestimmten ge-
sellschaftlichen Gruppen.“

Die Kluft zwischen arm und
reich konnte er auch an der zuneh-
menden Kinderarmut in Deutsch-
land darstellen: Trotz der guten
Konjunktur sei die Zahl der Kin-
der gestiegen, deren Eltern von
Sozialleistungen abhängig sind.
Nach Angaben des Bremer Insti-
tuts für Arbeitsmarktforschung

und Jugendberufshilfe lebt fast je-
des sechste Kind in Deutschland
von Sozialhilfe.

Als besonders besorgniserre-
gend bezeichnete Konrad Freiberg
die zunehmende Entdemokrati-
sierung unserer Gesellschaft.
Immer weniger Menschen näh-
men an der politischen Gestaltung
unserer Gesellschaft teil. Bei den
letzten Landtagswahlen sank die
Wahlbeteiligung um 10 %, bei den
Kommunalwahlen in Sachsen-
Anhalt sind lediglich 36,5 % der
Menschen zur Wahl gegangen.
„Die großen politischen Parteien
verlieren an Anziehungs- und
Gestaltungskraft. Die SPD hat seit
1990 40 % der Mitglieder verloren
und die CDU 25%. … Und die

Rechtsextremen erhalten Auftrieb.
… Die beste Bekämpfung dieser
Neonazis ist eine soziale Politik,
die den Menschen Perspektiven
aufzeigt und nicht Menschen aus-
grenzt und sie in die Arbeitslosig-
keit treibt.“

Eine wehrhafte Demokratie
brauche aktive Demokraten, so
Konrad Freiberg. „Wir brauchen
mehr Menschen, die noch gestal-
ten wollen, die vielleicht auch noch
Träume für eine humane und soli-
darische Gesellschaft haben.“

red.

Ein kilometerlanger Trauerzug
bewegte sich am 30. April durch
die Innenstadt Böblingens. Ange-
führt wurde er vom baden-württem-
bergischen Innenminister Heribert
Rech, von Bundes- und Landtagsab-
geordneten, dem Landespolizei-
präsidenten Erwin Hetger und dem
Inspekteur der Polizei Dieter
Schneider.          Fotos: W. Schmidt

Arnold – kaltblütig in Heilbronn
niedergeschossen wurde.

„Eine Tat voller Sinnlosigkeit,
die mit beispielloser Brutalität am
hellen Nachmittag ein Leben aus-
gelöscht hat“, so der baden-
württembergische Innenminister
Heribert Rech in seiner Traueran-

sprache. Der Mordanschlag auf
Michéle Kiesewetter und Martin
Arnold mache auf bittere Weise
bewusst, dass unser Kampf gegen
Gewalttaten und Brutalität weiter-
gehen  müsse.

Über 3.000 Kolleginnen und
Kollegen, darunter viele Abord-
nungen aus anderen Ländern, hat-

ten sich in den Trauerzug
eingereiht – unter ihnen
auch der GdP-Bundesvor-
sitzende Konrad Freiberg,
der Bezirksvorsitzende der
Bundespolizei Josef Scheu-
ring und der Landesvor-
sitzende von Baden-Würt-
temberg Josef Schneider.

Michéle Kiesewetter hat
den Dienst für die Sicher-
heit von uns allen mit ihrem

Leben bezahlt. Wir werden sie
nicht vergessen.

Unsere Gedanken sind auch bei
unserem Kollegen Martin Arnold.
Wir wünschen ihm eine baldige
und hoffentlich vollständige Gene-
sung.

                                   Wosch

Die Bewohner von Böblingen
nahmen großen Anteil und
legten am Straßenrand Blumen
nieder.

1. Mai Bremen     Foto: W. Ahlers

22-jährigen Kollegin, die am 25.
April 2007 zusammen mit ihrem
Kollegen – Polizeimeister Martin
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Gesundheitsreform:
Neu ab 1. Juli 2007

Private Krankenversiche-
rungsunternehmen bieten er-
weiterte Standardtarife an;
auf Antrag müssen Nicht-Ver-
sicherte, die ihnen zuzuord-
nen wären, ohne Gesund-
heitsprüfung in diesen Tarif
aufgenommen werden.

Polizeiliche Kriminal-
prävention: Medienpaket

 zum Schutz gegen Stalking
Die Polizei startet eine

bundesweite Initiative, um
Bevölkerung und Polizei fit
gegen Stalking zu machen.
Entscheidend dabei ist, dass
der verbesserte Schutz im
Einzelfall greift und das Mar-
tyrium der Opfer frühzeitig
ein schnelles Ende findet bzw.
dass es erst gar nicht soweit
kommt.

Die Aufklärungsinitiative
umfasst einen Kurzfilm für die
Bevölkerung, der den Lei-
densweg eines Stalkingopfers
nachzeichnet und zeigt, wie
sich Opfer schützen können,
ein Merkblatt mit Vorbeu-
gungstipps sowie ein umfang-
reiches Serviceangebot im
Internet. Alle Informationen
abrufbar unter www.polizei-
beratung.de.

Darüber hinaus wurde für
Polizisten ein spezieller Schu-
lungsfilm mit Filmbegleitheft
erarbeitet, der über das Phä-
nomen Stalking und den Um-
gang mit Stalkingopfern infor-
miert.

Publikation:
Gewalt in Schulen

In der Tübinger Schriften-
reihe „TüKrim“ (Tübinger
Schriften und Materialien zur
Kriminologie) ist eine Arbeit
von Tanja Pröhl über Gewalt
in Schulen in den USA und in
Deutschland erschienen. Es
handelt sich um eine Sekun-
däranalyse von offiziellen Er-
hebungen und von empiri-
schen Forschungen zum The-
ma.

Als PDF-Datei unter http:/
/w210.ub.uni-tuebingen.de/
portal/tuekrim/                 red.

Wissenswert

SACHSEN:

GdP bleibt bestimmende Kraft
Die GdP ist und bleibt be-

stimmende Kraft unter den Be-
rufsvertretungen der Polizei in
Sachsen. Dies hat die Perso-
nalratswahl mehr als deutlich
gemacht.

Sowohl im Polizei-Haupt-
personalrat als auch in den
meisten Personalräten der dem
Staatsministerium des Innern
nachgeordneten Dienststellen
haben sich GdP-Kolleginnen
und Kollegen durchgesetzt. Im

Wahlen zum Hauptpersonalrat 2007

SCHLESWIG-HOLSTEIN:

GdP eindeutig vorn
Die GdP konnte in der Grup-

pe der Beamtinnen und Beam-
ten sieben von zehn Sitzen für
sich erringen, der Sitz für die
Tarifbeschäftigten ging ebenfalls
an die GdP-Kandidatin.

Gegensatz zur Wahlmüdigkeit
bei Wahlen auf kommunaler
und Landesebene stieg die
Wahlbeteiligung sogar im Ver-
gleich zu den Wahlen 2003.

Es ist Aufgabe unserer neu
gewählten Personalratsmit-
glieder, gerade auf die Vertre-
ter der „freien Listen“ einzuge-
hen und miteinander die zwei-
fellos komplizierteren Aufga-
ben in dieser Wahlperiode an-
z u g e h e n .

Insgesamt verfügt die GdP
von 11 Plätzen damit über acht.

Der Landesvorstand dankt
allen Wählerinnen und Wählern
für dieses Vertrauen.

Um zehn Prozent zum Vorjahr
stieg die Zahl der politisch moti-
vierten Straftaten; Besorgnis erre-
gend sei vor allem die zunehmen-
de Zahl rechtsextremistischer Ge-
walttaten, so Bundesinnenminister
Dr. Wolfgang Schäuble und der
Präsident des Bundesamtes für
Verfassungsschutz, Heinz Fromm,
am 15. Mai in Berlin bei der Vor-
stellung des Bundesverfassungs-
schutzberichtes 2006.

Der GdP-Vorsitzende Konrad
Freiberg führt diese Entwicklung
vor allem auf den anhaltenden
Glaubwürdigkeitsverlust der de-
mokratischen Parteien zurück. In
Deutschland sei ein Prozess der
sozialen Spaltung im Gange; inner-
halb der Gesellschaft würden Kon-
flikte immer häufiger gewalttätig
ausgetragen. Anstatt diesen Ent-
wicklungen gegenzusteuern, be-
trieben die Parteien indes
Koalitionsstreitigkeiten, die nur
dem eigenen Machterhalt dienten.
„Die Folge dieser parteipolitischen
Nabelschau ist eine fatale Politik-
verdrossenheit. Die Rechten nut-
zen dies, um mit ihren simplen Pa-
rolen die von den etablierten Par-
teien enttäuschte Menschen auf
ihre Seite zu ziehen. Der von den
Rechtsextremisten verspürte zu-
nehmende Zuspruch macht deren
Anhänger mutiger, ihr wahres, kri-
minelles und menschenverachten-
des Gesicht zu zeigen.“

Gleichzeitig mobilisiere der an-
haltende Aufschwung der Rechten
den linksextremistischen Wider-
stand und setze so eine Spirale der
Gewalt in Bewegung. In beiden
Lagern, so der GdP-Vorsitzende
gegenüber der Presse, sei eine
deutlich erhöhte Gewaltbereit-
schaft festzustellen, mit der die
Polizei allein gelassen werde. „Die
Polizei befindet sich seit langem in
einem bundesweiten Demo-Ein-
satzmarathon, der den Kollegin-
nen und Kollegen mehr und mehr
auf die Knochen geht. “

(s. auch S. 27)                           MiZi

VERFASSUNGSSCHUTZ-
BERICHT 2006:

Rechte
profitieren
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Zu: Deutschland ist
nicht sicherer geworden,
Unrühmlicher Rekord,
DP 5/07

Ich verstehe einfach nicht, wa-
rum Ihr in Euren Beiträgen, DP
5/07, Seite 2, Deutschland ist nicht
sicherer geworden und dem Kom-
mentar von Seite 4, „Unrühmli-
cher Rekord“, so zurückhaltend
seid. Wenn ich mir (wie schon frü-
her von mir mitgeteilt) die lang-
fristige Entwicklung der regist-
rierten Gewaltkriminalität, z. B. in
Deutsche Polizei Nr. 12/2003, Sei-
te 7 ansehe, dann werden doch
alle Politiker Lügen gestraft, die
immer wieder betonen, dass die
Kriminalität zurückgeht. Veröf-
fentlicht doch diese Zahlen in der
Presse!! Mit Beruhigungspillen ist
es nicht getan, wenn Ihr für uns
alle etwas Positives bewirken
wollt.

Rüdiger Simoneit, per E-Mail

Zu: Junge Gruppe (GdP)
mit G(M)8, DP 5/07

Ich bin versucht, geharnischt zu
reagieren, mich über das Ab-
schreiben von Wikipedia aufzure-
gen und das, was danach folgt, als
„unmöglich“, „beleidigend“ oder
sonst wie zu bezeichnen – aber
das würde nur Abwehr erzeugen,
und ich will doch, dass mein
Leserbrief nicht nur gelesen wird,
sondern dass die Autorin auch
akzeptieren kann, dass mich das,
was sie geschrieben hat, „auf die
Palme bringt“.

Vornehmste Aufgabe der Poli-
zei in einem demokratischen
Rechtsstaat ist immer noch, die
Menschenrechte einer und eines
jeden zu schützen und zu respek-
tieren – darunter ist all das zu sub-
sumieren, was man ansonsten als
polizeiliche Aufgaben kennt, vom
Aufrechterhalten der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung bis hin
zur Kriminalprävention oder
-aufklärung.

Diese vornehmste Aufgabe
darf auch im geschlossenen Ein-
satz nie aus dem Auge verloren
werden. Das Recht auf freie
Meinungsäußerung und die Ver-
sammlungsfreiheit sind Men-
schenrechte. Wir sollten nicht fra-
gen, ob Kollegen, denen wir un-

„Ich stehe Statistiken etwas
skeptisch gegenüber. Denn laut
Statistik haben ein Millionär
und ein armer Schlucker je eine
halbe Million“, so Franklin
Delano Roosevelt.
Der Spruch fiel mir im Zusam-
menhang mit den nun offiziell
verkündeten Zahlen der PKS
ein. Grundtenor, den der
Innenminister dabei verbreite-

te: Deutschland ist sicherer ge-
worden, die Zahl der Straftaten
rückläufig.

Das hört sich gut an, ist aber
nur die halbe Wahrheit oder
auch eine verdrehte – wie es
Statistiken eben so an sich ha-
ben mit all ihren Zahlen. Wie
diese Zahlen im Detail zustan-
de kommen, welche Hinter-
grundmechanismen zusammen-
spielen, wie groß das Dunkel-
feld ist, all das bleibt im Schat-
ten von Deutungen und Speku-
lationen.

Ich möchte hier überhaupt
nichts schlecht reden. Aber ich
behaupte: Deutschland ist nicht
sicherer geworden. Rückläufige
Entwicklungen bei vielen De-

likten bedeuten nicht zwangs-
läufig weniger Straftaten. Weni-
ger Polizei und ein verändertes
Anzeigeverhalten dürften aus
meiner Sicht dafür eher die
Gründe sein.

Unsere Kolleginnen und Kolle-
gen wissen es doch am besten:
Sie stecken bis zum Hals in
Arbeit. Ihre Ressourcen sind
erschöpft. Berge von Überstun-
den sind ein beredtes Zeugnis
dafür. Vor allem bei zeitauf-
wändigen Ermittlungen verhin-
dern die größer werdenden
Personallöcher konsequente
Polizeiarbeit. Besonders deut-
lich wird das bei der um rund
sechs Prozent gesunkenen Zahl
von Rauschgiftdelikten. Weil es
höchst unwahrscheinlich ist,
dass sich Dealer und Drogen-
konsumenten auf der Wache
gegenseitig anzeigen, muss die
Polizei der Szene, den Ver-
triebswegen und Hintermän-
nern in manchmal langwierigen
und personalintensiven Ermitt-
lungen auf die Spur kommen.
Das aber hat die Politik der
Polizei durch überzogene
Einsparungen nahezu unmög-
lich gemacht.
Und deshalb täuschen die Sta-
tistik-Zahlen nicht nur in die-
sem Bereich über die tatsäch-
lichen Zustände hinweg.

Es ist doch ein klares Rechen-
szenario: Wie soll all die Arbeit
mit gleichem oder noch mini-
mierten Personal bewältigt wer-
den? Großeinsätze wie der G8-
Gipfel, Terrorismusbekämp-
fung, allwöchentliche Fußball-
Aufgebote sowie Auslands- und
Demonstrationseinsätze wollen
genauso bewerkstelligt werden
wie die polizeilichen Alltags-
arbeiten. Und da laut PKS die
Internetkriminalität deutlich
gestiegen ist, werden auch hier
weitere Kräfte gebraucht.

 Und da gibt es noch einen Ma-
kel im „sicherer gewordenen
Deutschland“: Die Jugend-
gewalt hat zugenommen. Und
zwar deutlich – zahlenmäßig,
aber auch in ihrer Brutalität.
Der Innenminister betonte, dies
bedeute nicht zwingend einen
Anstieg der Jugendkriminalität.
Der Zuwachs könne auch auf
eine erhöhte Anzeigebereit-
schaft der Bevölkerung zurück-
geführt werden.
So kann man es auch drehen.
Unbekannt sei bislang, so muss-
te der Innenminister zugeben,
wie groß die Dunkelziffer
jugendlicher Gewalttäter ist.
Vielleicht kann ein gemein-
sames Projekt des Bundes-
innenministeriums mit dem
Kriminologischen Forschungs-
institut Niedersachsen etwas
Licht in das Dunkelfeld brin-
gen: Man will eine „repräsenta-
tive Dunkelfelderhebung“
durchführen. Mit ersten Ergeb-
nissen der Befragung von etwa
50.000 Schülern ist zum Jahres-
ende zu rechnen.

Ins Licht gerückt werden soll-
ten allerdings die Aufklärungs-
quoten. Das ist eindeutig der
Verdienst der Kolleginnen und
Kollegen. Hier sonnen sich nun
die Innenpolitiker in der hohen
Leistungsbereitschaft und un-
gebrochenen Motivation der
Polizeibeschäftigten. Da spricht
man gern auch mal ein Lob aus.
Das macht sich gut und kostet
nichts – kompensiert aber in
keiner Weise all die Einschnitte,
die unseren Kolleginnen und
Kollegen zugemutet werden.

Das Ende der Fahnenstange ist
erreicht, daran ändert auch eine
positiv gedeutelte PKS nichts.

Da liegt noch viel im Dunkeln
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Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

terschwellig unterstellen, dass sie
diese Menschenrechte verletzt
haben („sind von Dienstwegen
nicht mit Samthandschuhen aus-
gestattet“) nicht vielleicht
„Recht“ hatten – schon gar nicht
als Mitglied des Geschäftsführen-
den Bundesjugendvorstandes ei-
ner demokratischen Polizei-
gewerkschaft.
Hartmut Seltmann, per E-Mail

Zu: Runter vom
Gaspedal, DP 4/07

Heiße Diskussionen werden in
letzter Zeit zum Thema Tempoli-
mit entfacht – nur leider stimmt es
vorn und hinten nicht, wie dort
argumentiert wird.

Wo bleibt das Lob an die deut-
schen Autofahrer, denn die Unfall-
statistiken sinken nach unten und
manche Bundesländer melden ei-
nen Stand an Unfalltoten wie 1947
(Rheinland-Pfalz). Man überlege
nur einmal, wie wenige Automo-
bile es damals gegeben hat in Re-
lation zu heute.

Auf wenige Raser und Dräng-
ler wird ein Schwerpunkt gelegt,
wobei diese im täglichen Straßen-
verkehr wohl eher eine unterge-
ordnete Rolle spielen. Die Nicht-
blinker und Plötzlich-Ausscherer
(auch Kombinationen davon),
bleiben gänzlich unberücksichtigt,
obwohl genau diese in der Masse
Unfallverursacher oder Auslöser
für sich plötzlich ändernde
Geschwindigkeitsverhältnisse sind
(vgl. hierzu die Studien des ADAC
in 2006). Kein Autofahrer mit auf-
gelegtem linkem Arm hat sein
Auto bei höheren Geschwindig-
keiten im Griff und kann angemes-
sen reagieren.

Jeder 2. bis 3. männliche Auto-
fahrer fährt mit aufgelegtem lin-
ken Arm auf der Autobahn. Ein
Blinken ist so lästig, weil man sei-
ne allgemeine Körperposition än-
dern muss ...

Unsere Unfallstatistiken in
Punkto Geschwindigkeit lassen zu
wünschen übrig, es wird alles sub-
sumiert und auch die Masse der
„Blinkfaulheitsunfälle“ führen zu
„Geschwindigkeitsunfällen“, weil
auch der zu geringe Sicherheitsab-
stand oftmals damit mit einher
geht – den letzten beißen die Hun-
de, wie es so schön heißt.

Krass ist die Darstellung von

Herrn Mönnighoff, dass andere
Staaten belegen, wie die Unfall-
zahlen deutlich zurückgehen. Ein
fataler Trugschluss, denn die Sta-
tistiken belegen eindeutig: Fast alle
Staaten mit Tempolimit seit 30 und
weniger Jahren sind die Tabellen-
führer der Unfalltoten.

In den Niederlanden und
Frankreich bekämpft man gera-
de massiv die „Raser”, die es ja
dort eigentlich nicht gibt. Im Üb-
rigen schauen die Statistiken für
die o. g. Staaten in 2005 und 2006
nicht wesentlich besser aus. Von
allen Staaten in Europa tummeln
sich in Deutschland mit die meis-
ten Einwohner pro m2 und die
zweithöchsten Kfz-Bestände in
der EU.

Für diese Verhältnisse sind un-
sere Unfallstatistiken einsame
Spitze. Man kann nicht einfach
aus einem komplexen Zusam-
menhang heraus Fortschritte an-
derer Staaten in die Diskussion
einbringen, ohne deren Rahmen-
bedingungen entweder komplett
oder auszugsweise dar zu stellen.

Im Vergleich zur Bundes-
republik Deutschland sieht diese
„erfolgreiche“ Raserbekämpfung
in Frankreich beispielsweise so
aus:
Deutschland
Einwohner: 82.501 Mio.
Fahrzeuge: 550/1000 Einwohner
Einwohner je m2: 231
Unfalltote je 1 Mio. Einwohner: 71
Frankreich
Einwohner: 60.381 Mio.
Fahrzeuge: 494/1000 Einwohner
Einwohner je m2: 111
Unfalltote je 1 Mio. Einwohner: 91

Was sagt uns das? In Frank-
reich z. B. leben auf einer größer
zur Verfügung stehenden Fläche
WENIGER Menschen mit weni-
ger Automobilen und trotz der
seit Jahrzehnten geltenden Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen
ist es denen nicht gelungen, im
Verhältnis dazu auf den Spitzen-
platz der positiven Statistiken zu
gelangen.

In tempolimitierten EU-Staa-
ten ist der Verkehr nicht ruhiger,
langsamer, ausgeglichener und
weniger aggressiv als bei uns. Es
gibt nicht weniger Staus oder ein
besseres Verkehrsklima – weder
auf Autobahnen noch auf den
Sekundärstraßennetzen.

Wir sollten uns in Deutschland
lieber darum Gedanken machen,
wie man den CO2-Ausstoß be-
kämpft und dazu gehört
zumindest in den Städten/
Ballungsräumen der Verkehr be-
schleunigt, denn Tag für Tag bla-
sen wir sinnlos ungenutzte Ener-
gie mit den entsprechenden Um-
weltfolgen in die Luft. In Zahlen
lässt sich das schon nicht mehr
ohne weiteres darstellen, für wie
viele Milliarden wir jährlich (und
das seit zig Jahren) durch ein
schlechtes Verkehrsmanagement
in den Städten, die Luft ver-
schmutzen. Davon will aber nie-
mand etwas wissen.

Klaus Hinkelmann, München

Zu: Bundesweites
Waffenregister
überfällig, DP 5/07

Die GdP-Forderung nach ei-
nem bundesweiten Waffen-
register kommt mit langjähriger
Verspätung. Was aber noch weit
mehr befremdet, ist die Begrün-
dung hierzu im letzten Absatz.
Einmal losgelöst von der fehlen-
den personellen Voraussetzung
für die „regelmäßigen Kontrollen
der Waffenunterbringung durch
legale Waffenbesitzer“ würde dies
keinen messbaren Gewinn an in-
nerer Sicherheit bringen.

Haben Sie eigentlich keine an-
deren Sorgen im Zusammenhang
mit der  Waffengesetzgebung?

Gerade jetzt, wo Bewegung in
die Sache kommt, ist die GdP ge-
fordert.

Noch bevor die WaffVwV zum
bestehenden Gesetz auf den Weg
gegeben wurde – an sich schon
skandalös genug – bastelt man ja
zur Zeit schon wieder an einem
neuen WaffG. Dieses nicht gera-
de von Kompetenz auf diesem
Gebiet zeugende Gesetz enthält
neben etlichen „Ungereimthei-
ten“ (wie ich sie einmal verharm-
losend nennen möchte) einen neu
eingefügten § 42 a. Dort heißt es:

„Es ist verboten, Anscheins-
waffen offen zu führen. In der
Anlage 1, Abschnitt 2, Nr. 4a.
heißt es dann:  „Offen führt eine
Anscheinswaffe, wer diese außer-
halb von Schießstätten für Dritte
erkennbar führt“.

In unserem Kulturkreis war es
schon immer unüblich, Waffen of-
fen zu führen. Die zitierte Vor-
schrift geht daher völlig ins Lee-
re. Eine alte (absolut berechtigte)
GdP-Forderung bestand ja gera-
de darin, derartige Waffen gene-
rell aus der Öffentlichkeit ver-
schwinden zu lassen. Im Interes-
se der eingesetzten Kolleginnen
und Kollegen besteht hier drin-
gender Handlungsbedarf für die
GdP. Ich darf Sie daher herzlich
bitten, hier mit allen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln zu inter-
venieren.

Hartmut Faulstich, Wuppertal

Kommentar vom Autor Wolfgang
Dicke:

Die erste Forderung nach einem
bundesweiten Waffenregister muss
natürlich auch einhergehen mit
genügend Personal, um sie im re-
alen Alltag auch umsetzen zu kön-
nen.

Zur zweiten Forderung: Die
GdP wird im Rahmen des Waf-
fenrechtsänderungsgesetzes dar-
auf achten, dass die Softair-Imi-
tate so weit wie möglich aus der
Öffentlichkeit verschwinden. Dies
umso mehr, als die GdP es war,
die dieses Thema überhaupt als
Problem erkannt und auf die po-
litische Tagesordnung gesetzt hat
(siehe u. a. DP 5/06).
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Bußgeld rauf?
Ein härteres Vorgehen gegen rücksichtsloses und risiko-
reiches Verhalten im Straßenverkehr empfiehlt der Deut-
sche Verkehrsgerichtstag 2007, aber keine strengeren
Gesetze: Schwere Verstöße gegen die Hauptunfall-
ursachen – insbesondere Rotlicht-, Abstand- und erhebli-
che Geschwindigkeitsverstöße sowie Alkohol- und
Drogenfahrten – sollten durch die Polizei verstärkt über-
wacht und mit höheren Bußgeldern sanktioniert werden.
Das FÜR und WIDER wurde auf dem diesjährigen
Verkehrsgerichtstag ausgiebig erörtert, bevor die ange-
führte Empfehlung ausgesprochen wurde.

Folgt man den rund 1.500 Ex-
perten des diesjährigen Ver-
kehrsgerichtstages, wird auf
deutschen Straßen noch immer
zu wenig das Verhalten der Au-
tofahrer überwacht. „Wo keine
Kontrolle ist, nutzt auch keine
Geschwindigkeitsbegrenzung“,
sagte der Präsident des Verkehrs-
gerichtstages, Prof. Dr. Friedrich
Dencker, in der Eröffnungsan-
sprache.

Dabei gibt es bereits in
Deutschland bei Polizei und
Kommunen zurzeit etwa 1.100
mobile Radargeräte. Hinzu kom-
men rund 2.200 Geräte, die so
genannten „Starenkästen“, von
denen ca. jeder dritte tatsächlich
mit einem Messgerät bestückt ist.
Ebenfalls im Einsatz bei der
Tempokontrolle sind etwa 1.500
mobile Laser-Handgeräte sowie
500 Lichtschranken. Allerdings
sind nicht alle diese angeführten
Geräte täglich im Einsatz – u. a.
eine Personalfrage.

Rechnet man diese Zahlen der
Geräte hoch auf das Straßennetz
und die Einsatzzeiten, kann ein
Autofahrer hierzulande theore-
tisch 1.000 Kilometer nach Gut-
dünken fahren, ohne Gefahr zu
laufen, beim Rasen, Drängeln
oder gar beim alkoholisierten
Fahren erwischt zu werden.

Vorbeugend im Sinne der
Unfallverhütung wirkt jedoch in
erster Linie das Wissen potenti-
eller Verkehrssünder um das
Entdeckungsrisiko. Dies lässt
sich erfahrungsgemäß nur durch
mehr Kontrollen erhöhen, nicht
aber lediglich durch Erhöhung
der angedrohten Sanktionen –
oder durch angedrohte Sanktio-
nen, die sowieso nicht umgesetzt
werden, weil bislang das
Europarecht in diesem Bereich
noch nicht überall greift.

„Knöllchenbeschluss“
wird umgesetzt

Deutschland ist mit seiner
Mittellage in Europa eines der

wichtigsten Ziel- und Transit-
länder des Kontinents. Allein im
Güterkraftverkehr aus anderen
EU-Mitgliedstaaten werden
jährlich mehr als 25 Millionen
Fahrten auf deutschen Straßen
zurückgelegt. Bei
Lkw oder Pkw mit
ausländischem Kenn-
zeichen bleibt das Ra-
sen und Drängeln
beim Blitzen einer
Kontrollkamera auf
deutschen Straßen
bisher viel zu häufig
ohne Folgen: Einer
normalerweise fälli-
gen Geldbuße kann
sich der Fahrer durch
die Rückkehr in sein
Heimatland oft be-
quem entziehen.

Das soll in Zukunft
anders werden: Bun-
desjustizministerin
Brigitte Zypries kün-
digte beim Verkehrs-
gerichtstag schwere
Zeiten für Raser an.
Ein so genannter
„ K n ö l l c h e n b e -
schluss“ der EU-
Kommission werde
gegenwärtig in deutsches Recht
umgesetzt. Das heißt, eine Geld-
strafe oder Geldbuße, die in ei-
nem Mitgliedstaat rechtskräftig
verhängt worden ist, muss künf-
tig auch von den anderen EU-
Staaten anerkannt und voll-
streckt werden. Hierbei geht es
nicht um Bagatellverstöße wie
Falschparken, sondern um Sank-
tionen über 70 Euro.

Bislang existiert ein bilatera-
les Abkommen, das zur Vollstre-
ckung verpflichtet, nur zwischen
Deutschland und Österreich. Mit
den übrigen EU-Ländern be-
steht zwar die so genannte

Vollstreckungshilfe, die aber viel
zu aufwändig für Massen-
verfahren ist wie die Verkehrsde-
likte es sind.

In Deutschland soll deshalb
der EU-Rahmenbeschluss noch
in diesem Jahr durch das „Euro-
päische Geldsanktionsgesetz“
umgesetzt werden. Und Zypries
ist sich sicher: „Es wird sich her-
umsprechen, dass ein ausländi-

sches Kennzeichnen künftig kein
Freibrief mehr ist, um etwa auf
deutschen Autobahnen zu ra-
sen“.

Doch auch hier gilt: Gegensei-
tige Anerkennung ist keine Ein-
bahnstraße. Auch deutsche Auto-
fahrer werden die Verkehrsre-
geln im EU-Ausland künftig
noch genauer beachten, denn sie
können nicht mehr darauf hof-
fen, dass Verstöße folgenlos blei-
ben.

 Damit der „Knöllchenbe-
schluss“ aber nicht dem gewach-
senen Rechtsstaatsverständnis
widerspricht, soll in kritischen
Fällen die Vollstreckung in

Deutschland verweigert werden.
Dabei geht es etwa um Fälle, in
denen der Halter eines Fahr-
zeugs „bestraft“ werden soll,
ohne Rücksicht darauf, ob er
auch wirklich der Fahrer war, der
den betreffenden Verstoß began-
gen hat.

Oder es geht um Praktiken der
Geschwindigkeitsschätzung oder

Knöllchenbeschluss: Im Ausland erwischt – in Deutschland künftig zahlen
   Foto: dpp/Opel/GP
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-messung, die unseren Anforde-
rungen an eine Beweisführung
nicht entsprechen. Zum Beispiel
das so genannte „Amtsauge“, das
in manchen Mitgliedstaaten zu-
lässig ist, also der Polizist, der mit
bloßem Augenmaß abschätzt,
wie schnell ein Auto gefahren ist.
Ministerin Zypries erläuterte,
alle Bürger sollten „darauf ver-
trauen können, dass es einen
Mindeststandard an Verfahrens-
rechten in der gesamten EU
gibt“. Die grenzüberschreitende
Strafverfolgung müsse deshalb
„gekoppelt sein mit der grenzü-
berschreitenden Geltung von
Schutzrechten“. Deshalb möch-
te die Ministerin die „Stärkung
der Bürgerrechte“, die „Verbes-
serung der praktischen Zusam-
menarbeit der Justiz“ und den
länderübergreifenden Einsatz
„moderner Kommunikations-
technik (E-Justice)“ zu einem
Schwerpunkt der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft machen.

In diesem Zusammenhang rät
sie, beim Halterdatenaustausch
in Verkehrsangelegenheiten die
guten Erfahrungen, die bei den
Strafregistern gemacht worden
seien, zum Vorbild zu nehmen. Es
sei aus Gründen der Ökonomie
und des Datenschutzes sinnvol-
ler, „die bereits bestehenden na-
tionalen Register“ zu vernetzen
und den Datenaustausch zwi-
schen ihnen zu erleichtern, als
„eine neue europäische Zentral-
behörde mit zusätzlicher Büro-
kratie“ zu schaffen.

Höhere Bußgelder
gefordert

Immer wieder werden Forde-
rungen nach höheren Sanktionen
für Verkehrsverstöße laut. Grund
dafür sind nicht nur spektakulä-
re Unfälle sowie ein angeblich
zunehmendes „Rowdytum“ und
die Gefährdung schwächerer
Verkehrsteilnehmer auf unseren
Straßen, sondern auch nationale
und internationale Rahmen-
bedingungen. So ist der deutsche
Bußgeldkatalog – abgesehen von

punktuellen Änderungen in
mehreren Novellen – seit 1990
praktisch unverändert, und das
trotz Inflation und stark gestie-
gener Parkgebühren.

Es ist bekannt, dass Verwar-

nungsgelder inzwi-
schen bewusst einkal-
kuliert werden, indem
Autofahrer sich z. B.
an die Bußgeldgren-
zen heranfahren. Ver-
glichen mit anderen
Mitgliedstaaten der
EU sind die Geld-
bußen in Deutschland
niedrig. Der Rah-
menbeschluss zur
Vollstreckung von
Geldsanktionen in
der EU sieht eine
Mindestgrenze von 70
Euro vor.

Vor diesem Hinter-
grund hat sich Bun-
desverkehrsminister
Wolfgang Tiefensee

dafür ausgesprochen, die Geld-
bußen differenziert anzuheben.
„Wir müssen mit drastischen, ab-
schreckenden Strafen gegen
Raser, Drängler und auch
Drogenkonsumenten vorgehen,
um die vielen vernünftigen Au-
tofahrer zu schützen“, forderte
der Verkehrsminister.  Die Kom-
bination aus mehr Kontrollen
und abschreckenden Bußgeldern
hält er für einen „viel verspre-
chenden Weg“.

Das alles hört sich theoretisch
gut an, ob es in der Praxis funkti-
oniert, hängt aber u. a. davon ab,

ob es genügend Kontrollen
(sprich Personal) geben wird, da-
mit die Verkehrssünder erwischt
und die angedrohten Bußgelder
überhaupt verhängt werden
können.

Eine repräsentative Um-
frage des Bundesverkehrs-
ministeriums unter Deutsch-
lands Autofahrern ergab
kürzlich: acht von zehn Au-
tofahrer klagen über zuneh-
mend rücksichtsloses Ver-
halten auf den Straßen.
Verkehrsrüpel sind demzu-
folge vor allem männliche
Führerschein-Neulinge, die
überproportional an schwe-
ren und tödlichen Unfällen
beteiligt sind.

Die Altersgruppe der 18-
bis 25-Jährigen ist mit mehr
als 30 Prozent an Alkohol-
unfällen beteiligt. Verkehrs-
minister Tiefensee will dar-
auf mit absolutem Alkohol-
verbot für Fahranfänger re-
agieren. Wer dagegen ver-
stößt muss mit 125 Euro
Bußgeld, zwei Punkten im
Verkehrszentralregister, ei-
nem Fahrübungsseminar
und der Verdoppelung der
Probezeit rechnen.

Wird aus dem Knöllchen
bald ein Knollen?

Doch erst einmal will man sich
offenbar mit den Bußgeldern be-
fassen. Denn die Potenziale zur
Erhöhung der Verkehrssicherheit
durch Qualitätsverbesserungen
der Verkehrsinfrastruktur, passi-
ve Kfz-Sicherheitssysteme und in-
tensive Verkehrsaufklärungs-
arbeit seien weitestgehend er-
schöpft. Ein Effekt aktiver Syste-
me werde erst langsam, nämlich
bei Neubeschaffung von Fahrzeu-
gen, eintreten. Wenn die Tendenz
im Unfallgeschehen nicht abbre-
chen sollte, sei es erforderlich,
„flankierend zu einer intensivier-
ten Verkehrsüberwachung eine
differenzierte Anhebung der
Geldbußen für schwere Ver-
kehrsverstöße“ vorzunehmen, ar-
gumentierte der Vertreter des
Bundesverkehrsministeriums,
Dr. Frank Albrecht, auf dem
diesjährigen Verkehrsgerichts-
tag.

Eine Arbeitsgruppe aus Ver-
tretern des Bundes und der Län-
der ist zu dem Ergebnis gekom-

Unsanft gestrandet im Ausland – Hoffen auf Verbesserung praktischer Zusammen-
arbeit der Justiz                                                                              Foto: dpp/GP

Minister Tiefensee: Raser sollen kräftig blechen                     Foto: DVR
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men: „Eine weitere spürbare Ver-
besserung des Unfallgeschehens
lässt sich kurzfristig nur errei-
chen, wenn die Maßnahmen zur
Durchsetzung der Verkehrsre-
geln weiter verstärkt werden.
Dazu zählt als ein entscheiden-
der Faktor ein Sanktionsniveau
mit Abschreckungswirkung.“

Bußgeldparadies
Deutschland

Ein Sanktionsvergleich in
Europa zeigt, dass es keine Über-
treibung ist, vom „Bußgeld-
paradies Deutschland“ zu spre-
chen. Beispielsweise gilt für
Geschwindigkeitsverstöße in den
Niederlanden knapp das Dop-
pelte und in Schweden das bis zu
Zehnfache der deutschen Sätze.
Albrecht sieht einen „unmittel-
baren Zusammenhang zwischen
der Bereitschaft zur Begehung
von Rechtsverletzungen und
dem Grad deren Ächtung“ in
dem jeweiligen Staat. Zuletzt
habe Frankreich eindrucksvoll
gezeigt, wie man „mit einem
Gesamtpaket von Maßnahmen,
dessen zentrale Punkte die Ab-
schreckung durch erhöhte Sank-
tionen und verstärkte Überwa-
chung gebildet haben“, einen
Rückgang der Zahl der Unfall-
toten in drei Jahren um 25 % er-
reicht hat.

Folgende Kriterien sollten der
Überarbeitung der Bußgeldvor-
schriften – wie es die Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe vorschlägt –
zugrunde gelegt werden:
• Bedeutung des Tatbestandes

für die Verkehrssicherheit,
•  typischer Grad an Vorwerfbar-

keit,

• die Tatsache bereits erfolgter
Erhöhungen des Regelsatzes
im Bußgeldkatalog sowie

• finanzielle Vorteile, die häufig
aus dem Verstoß hervorgehen.

Hiervon ausgehend wurden fol-
gende Änderungen beim Ver-

kehrsgerichtstag diskutiert:
• Anheben der Bußgeldober-

grenze bei Verkehrsordnungs-
widrigkeiten von derzeit 1.000
Euro auf künftig 2.000 Euro,

• Erhöhen der Sanktion bei Al-
kohol- oder Drogenfahrten
nach § 24 a StVG von 1.500
Euro auf 3.000 Euro,

• Erweitern des Verwarnungs-
geldbereichs auf die Ober-
grenze von 65 Euro (bisher 35
Euro),

• Heraufsetzen der Eintragungs-
grenze für das Flensburger
Verkehrszentra l reg i s ter
(VZR) von 40 Euro auf 70
Euro,

• Schwerpunkt der Verteuerung
der Bußgeldregelsätze sollte
liegen bei

    - Hauptunfallursachen (insbe-
sondere Alkohol- und Drogen,
Abbiege- und Vorfahrtver-
stöße, Rotlichtverstöße, zu
schnelles Fahren und Unter-
schreitungen des Sicherheits-
abstandes) und

   - Verstößen, die oft zu wirt-
schaftlichen Vorteilen führen
(insbesondere Überladung
und weitere Verstöße gegen
Maße und Gewichte, Sonn-
tagsfahrverbot, mangelnde

Ladungssicherung, verkehrs-
unsicherer Fahrzeugzustand,
Manipulation von Geschwin-
digkeitsbegrenzern in Lkw
und Bussen, mangelnde Bau-
stellensicherung im Straßen-
raum),

• Aufnahme vorsätzlicher Ver-
stöße in den Bußgeldkatalog
mit Regelsätzen und Fahrver-
bot sowie eines einheitlichen
Erhöhungssatzes bei Fahr-
lässigkeitsdelikten, die vorsätz-
lich begangen werden,

• Änderungen bei den VZR-
Eintragungen sollten nicht er-
folgen,

• Regelsätze für Fußgänger soll-
ten unverändert bleiben und

• Mehreinnahmen, die sich aus
der Anhebung des Sanktions-
niveaus ergeben, sollten für
Zwecke der Verkehrssicher-
heit eingesetzt werden.

Gegenstimmen

Höhere Geldbußen für Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten soll-
ten nur der Verkehrssicherheit
dienen. Dr. Michael Burmann,
Rechtsanwalt aus Erfurt, räum-
te zwar ein, dass das deutsche
Bußgeldniveau bezogen auf an-
dere Staaten in Europa als zu
niedrig zu bewerten sei. Anderer-
seits müsse aber auch berück-
sichtigt werden, dass von der EU-
Kommission und vom Europäi-
schen Verkehrssicherheitsrat
durchgeführte Erhebungen erge-
ben haben, dass Deutschland im
europäischen Vergleich an einer
vorderen Stelle bei der Intensi-
tät der Verkehrsüberwachung
stehe.

Fraglich erscheine, ob durch
eine Erhöhung der Geldbußen
tatsächlich in relevantem Maße
auf das Verkehrsverhalten der
Bürger eingewirkt werden könne.
Eine präventive Wirkung dürfte
nach Burmanns Meinung eher
nur bei Angehörigen finanziell
schwächerer Bevölkerungskreise
zu erwarten sein. Diese Frage
müsse man sich deshalb stellen,
weil „wir mit dem Punktesystem
und der Sanktion des Fahrverbo-
tes durchaus wirksame Mittel ha-
ben“, auf das Fahrverhalten der
Bürger einzuwirken.

Umgekehrt lassen sich wirt-
schaftliche Vorteile eines Unter-
nehmers durch die Überladung
eines Lkws oder auch durch
Lenkzeitverstöße mit Hilfe einer
Erhöhung der Geldbußen nicht
„ins Blaue hinein“ wegnehmen.
Burmann: „Auch bei einer Ver-

VERKEHRSPOLITIK

Autobahn-Drängler: Ohne Rücksicht auf Verluste       Foto: dpp/VW/HP

Gefährliche Überladung stoppen: Bald durch Mautkontrollstellen?
      Foto: dpp/GDV/GP
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dreifachung des Regelsatzes
dürfte der wirtschaftliche Ge-
winn wohl nur sehr einge-
schränkt abgeschöpft werden
können.“ Wer es ernst meine mit
dem Anliegen, den wirtschaftli-
chen Gewinn abzuschöpfen,
müsse „die bislang bereits vom
Gesetz vorgegebenen Möglich-

keiten ausschöpfen“, also den
Weg über § 17 Abs. 4 OWiG
(Höhe der Geldbuße) oder § 29 a
OWiG (Verfall) wählen.

Gerechtigkeit muss vor
Sparzwang gehen

Im Übrigen darf, nach Auffas-
sung von Burmann, der Gesetz-
geber die Rechtsschutzmög-
lichkeiten nicht einschränken,
wenn er durch höhere Geldbu-
ßen auf das Fahrverhalten ein-
wirken will. Ein Gesetzentwurf
des Bundesrates  soll nämlich nur
noch Geldbußen von über 500
Euro (bislang 250 Euro) den Weg
zur Rechtsbeschwerde eröffnen.
Ferner soll auch gegen die Ver-
hängung eines Fahrverbotes von
maximal 1 Monat Dauer keine

Rechtsbeschwerde mehr zulässig
sein. „Damit wird faktisch das
gesamte Verkehrsordnungswi-
drigkeitenrecht von der Möglich-
keit ausgeschlossen, amtsge-
richtliche Urteile durch die
Rechtsbeschwerde überprüfen
zu lassen“, kritisierte Burmann.

Der Verzicht auf die Durch-

setzung der materiellen Gerech-
tigkeit könne im Einzelfall dazu
führen, dass das Vertrauen des
Bürgers in die Rechtstaatlichkeit
erheblich eingeschränkt werde.
Erfreulicherweise habe jedoch
die Bundesregierung in ihrer
Stellungnahme zum Gesetzes-
entwurf des Bundesrates die neu-
erliche Anhebung der Rechts-
mittelgrenzen abgelehnt.

Belastung von Justiz und
Verwaltungsbehörden

Der Augsburger Amtsrichter
Raimund Wieser erwartet erheb-
liche Auswirkungen einer An-
hebung der Bußgeldregelsätze
bei Verkehrsordnungswidrig-
keiten auf die Vollzugspraxis.
Verkehrsordnungswidrigkeiten

im Sinne von § 24 f. StVG stellen
zwar die Masse aller Ordnungs-
widrigkeiten dar, sehen aber im
Vergleich zu anderen Ordnungs-
delikten Sanktionen ganz über-
wiegend bisher nur im Bagatell-
bereich vor. Verstöße gegen
G e f a h r g u t v o r s c h r i f t e n
(GGVSE), Pflichten des Fahr-

personals (FPersG), Personen-
beförderungsrecht (PBefG) oder
im Güterkraftverkehr (GüKG)
werden mit vielfach höheren
Geldbußen bedroht. Wieser be-
richtete, dass die Einspruchs-
häufigkeit dort „wesentlich hö-
her“ liege, obwohl keine Eintra-
gung in das Verkehrszentral-
register“ erfolge. Er befürchtet,
dass eine bedeutende Anhebung
der Regelbußen bei Verkehrs-
verstößen zu einer „markanten
Steigerung der Einspruchszahlen
gegen Bußgeldbescheide“ und
damit zu einer Mehrbelastung
von Verwaltung und Justiz füh-
ren werde.

Ein weiterer Grund für stei-
gende Rechtsmittelzahlen dürf-
te nach Meinung von Wieser in
den verschlechterten wirtschaft-

Zu schnell? Verkehrsverstöße können  künftig teuer werden.                                              Foto: dpp/VW/GP
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lichen Verhältnissen von Teilen
der Bevölkerung liegen.

Punkte und Fahrverbot
beibehalten

Auch der mögliche Wegfall so
genannter „1-Punkte-Verstöße“
im VZR stößt bei dem Amtsrich-
ter auf Kritik: „Da die zahlen-
mäßig meisten Verkehrsverstöße
mit einem Punkt bewertet sind,
kämen nur noch besonders
schwerwiegende Verkehrsord-
nungswidrigkeiten zur Eintra-

gung.“ Dies sei wegen der „Ein-
schränkung der Gefahrenabwehr
durch die Fahrerlaubnisbehör-
de“ keine geeignete Reaktion.
Bisher besitzt eine VZR-Ein-
tragung für Kraftfahrer durch-
aus abschreckenden Charakter,
wie volkstümliche Begriffe
„Flensburger Punktekonto“
oder „Verkehrssünderkartei“
belegen.

Wesentlich einschneidender
als die Geldbuße ist für Autofah-
rer meist das Fahrverbot (§ 25
StVG), das bislang als Neben-
folge einer Verkehrsordnungs-
widrigkeit wegen grober oder
beharrlicher Pflichtverletzung
verhängt werden kann. Hier will
der Justizvertreter keine Ein-

schränkung des Regelfahr-
verbotes bei Ersttätern akzeptie-
ren. „Im Interesse vor allem
schwächerer Verkehrsteilneh-
mer“ könne auf die „bewährte
verkehrserzieherische Wirkung
des Fahrverbots“ nicht verzich-
tet werden.

Als hilfreich zur Entlastung
der Verfolgungsbehörden und
der Justiz von steigenden Ein-
spruchszahlen bei einer Erhö-
hung der Regelgeldbußen sieht
Verkehrsrichter Wieser eine
„verstärkte Wahrnehmung des

Opportunitätsprinzips“. Ge-
meint ist, bei leichten Verkehrs-
verstößen in geeigneten Fällen
vermehrt von der Einstellungs-
möglichkeit Gebrauch zu ma-
chen.

Ergänzend soll eine angemes-
sene Verteuerung der Kosten-
haftung des Fahrzeughalters die
Einspruchszahlen eindämmen.
Schon heute führt die bloße
Nichtangabe des Fahrzeug-
führers gerade bei schwerwie-
genden Halt- und Parkverstößen
zu einer erheblichen „Verbilli-
gung“ gegenüber der Geldbuße
und provoziert den Einspruch
förmlich.

Schließlich befürchtet Wieser,
erhöhte Geldbußen würden zu

besonderen Schwierig-
keiten bei der Vollstre-
ckung führen. Vielfach
scheitere bereits jetzt die
Vollstreckung von Buß-
geldbescheiden an den
wirtschaftlichen Verhält-
nissen der Betroffenen.
Es sei nicht hinnehmbar,
dass unpfändbare Fahr-
zeugführer, die z. B. ein
Fahrzeug zur Berufsaus-
übung benötigen, eine
Art „zeitlich unbegrenzte
‚Narrenfreiheit´ zur Bege-
hung von Ordnungswid-
rigkeiten genießen“ und
der verkehrserzieherische
Zweck der Geldbuße als
ernste Pflichtenmahnung
ins Leere laufe.

Hier sollte eine eindeu-
tige gesetzliche Regelung
zur Durchsetzung von
Geldbußen mittels Er-
zwingungshaft erfolgen.

Drängler und   Raser sol-
len mehr bezahlen

Der für die Sanktionen zustän-
dige Arbeitskreis  empfiehlt in sei-
ner Entschließung dem Gesetzge-
ber, für schwere Verkehrs-
verstöße, die Hauptunfallur-
sachen darstellen (insbesondere
Rotlicht-, Abstand-, deutliche
Geschwindigkeitsverstöße sowie
Alkohol- bzw. Drogenfahrten),
die Geldbußen differenziert anzu-
heben, um  Unfallzahlen spürbar
zu verringern. Nötig sind sowohl
hinreichend starke polizeiliche
Überwachungsmaßnahmen als
auch ein als wirksam empfunde-
nes Sanktionsniveau.

„Einer Mentalität, die Geldbu-
ßen bei Verkehrsverstößen be-
wusst einkalkuliert, muss entge-
gengewirkt werden“, heißt es in
der Empfehlung.

Eine durchgängige Erhöhung
aller Bußgeldsätze soll nicht erfol-
gen. Eine schärfere Sanktionie-
rung nur der schweren Delikte er-
scheint überdies geeignet, dem
Umstand angemessen Rechnung
zu tragen, dass die Bußgeldsätze
seit 1990 im Wesentlichen unver-
ändert geblieben sind und
Deutschland ein im Verhältnis zu
anderen EU-Staaten sehr gerin-
ges Bußgeldniveau bei Verkehrs-
verstößen hat.

Nicht zuletzt bleibt aber auch
an die Einlösung des Verspre-
chens von Bundesverkehrs-
minister Tiefensee zu appellieren,
die Mehreinnahmen aus Ver-
kehrsverstößen für konkrete
Unfallverhütungsprojekte zu ver-
wenden. Es wäre gut, wenn hierzu
bald ein näherer Bericht vorge-
legt würde, der geeignet wäre, die
sicher bereits geweckten Be-
gehrlichkeiten anderer Ressorts
auf künftig sprudelnde Geldquel-
len von vornherein einzudäm-
men.                 Peter Schlanstein

Anmerkung: Im zustimmen-
den Beschlussvorschlag der
Innenministerkonferenz zur Er-
höhung der Bußgelder (31. Mai/
1. Juni 2007) ist die Forderung der
Verkehrsministerkonferenz, die
erwarteten Mehreinnahmen zur
Erhöhung der Verkehrssicherheit
zu verwenden, nach Intervention
der Finanzminister von Bund
und Ländern bewusst gestrichen
worden.

Bei Beachtung von Tempolimits könnten Unfallzahlen sinken
  Foto: dpp/GDV

VERKEHRSPOLITIK

Unfallrisiken minimieren: Mehr Kontrollen und Bußgeld – bevor es kracht
    Foto: dpp/GP
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KINDERSCHUTZ

Reaktionen dringlich!
Qualifizierungsmaßnahmen für Kommissaranwärter
des Landes Mecklenburg-Vorpommern:

 „Eine ordentliche Tracht Prü-
gel hat noch niemandem gescha-
det…?“ – Dieses Klischee hielt
sich keine 10 Minuten, nachdem
Michael Havemann und Gina
Graichen vom Landeskriminal-
amt Berlin den Kommissaran-
wärterinnen und -anwärtern vom
Fachbereich Polizei und vom In-
stitut für die polizeiliche Aus-
und Fortbildung Videomaterial
zeigten, das eine misstrauisch

gewordenen Mutter heimlich
aufgezeichnet hatte. Inhalt: die
Misshandlung ihres Kleinkindes
durch ihren Lebensgefährten.

Die Anblicke, das aufgezeich-
nete Weinen und Schreien des
misshandelten Kindes waren so
unerträglich, dass mancher in
Tränen ausbrach oder den Raum
verlassen musste …

Danach zeigten sie den ent-
setzten Teilnehmerinnen und
Teilnehmern weitere, nichts be-
schönigende Fotos davon, was
Eltern ihren Kindern antaten
und antun.

Es sei nicht die Absicht der
Berliner Kriminalisten, zu scho-
ckieren und ihre Zuschauer und
Zuhörer an ihre Grenzen zu füh-

ren, jedoch „nützt es niemanden,
zu verdrängen und zu verharm-
losen, am wenigsten den betrof-
fenen Kindern“, erklärte Gina
Graichen, Erste Kriminalhaupt-
kommissarin und Leiterin des
bundesweit einzigen Fachkom-
missariats zur Bearbeitung der-
artiger Fälle.

Sie und Kriminaloberrat
Michael Havemann, Leiter des
Dezernates 12 beim Berliner

Landeskriminalamt, bei dem ihr
Fachkommissariat angebunden
ist,  vermittelten dem Nachwuchs
für den gehobenen Polizei-
vollzugsdienst des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern in je vier
Unterrichtseinheiten alles rund
um die Vernachlässigung und
Misshandlung von Kindern.

Graichen und Havemann er-
innerten daran oder machten es
einigen der Anwesenden viel-
leicht auch das erste Mal deut-
lich, dass bereits seit Jahren
§ 1631 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs festlegt, dass Kinder ein
Recht auf gewaltfreie Erziehung
haben und dass körperliche Be-
strafung, seelische Verletzungen
und andere entwürdigende Maß-

nahmen unzulässig sind.
Während bei Fällen häuslicher

Gewalt mittlerweile in aller Re-
gel davon ausgegangen werden
kann, dass eine gegenwärtige
Gefahr für Gesundheit und Le-
ben meist einer erwachsenen
Frau vorliegt und sofort gehan-
delt wird, bleibt es bei betroffe-
nen Kindern – nicht nachvoll-
ziehbar – oft bei einer Anzeige
und einem Bericht an das Ju-

gendamt und das Kind wird bei
seinen Peinigern belassen.

Die Verletzung der Fürsorge
oder Erziehungspflicht gemäß
§ 171 Strafgesetzbuch war und ist
vielen Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten gar nicht als
Straftatbestand und von Amts
wegen zu verfolgendes Offizial-
delikt bewusst, so dass bei Kin-
dern, die in total verdreckten
Zimmern zum Teil mit Un-
gezieferbefall „hausen“ müssen,
oft und somit fälschlich nur ein
Bericht an das Jugendamt ge-
schrieben wird.

Die Misshandlung von Schutz-
befohlenen gemäß § 225 Strafge-
setzbuch war schon eher be-
kannt, doch räumten die Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer
der Veranstaltung ein, sich be-
züglich Gefahren abwehrender
Maßnahmen bisher in aller Re-
gel auf das Jugendamt verlassen
zu haben.

Doch die Polizei ist die einzi-
ge für die Verhütung von Straf-
taten zuständige Behörde. Und
die Verletzung der Fürsorge-
oder Erziehungspflicht und die
Misshandlung von Schutzbefoh-
lenen sind Straftaten. In allen
Zweifelsfällen ist zunächst
einmal dem Kind Glauben zu
schenken und das Kind sollte in
Obhut/in Gewahrsam genom-
men und dann dem Kinder- und
Jugendnotdienst überstellt wer-
den.

Es kann zwar sein, dass das

Jugendamt nach Prüfung des
Sachverhaltes das Kind wieder in
die Obhut (?) seiner Eltern zu-
rückgibt, aber der verantwortli-
che Sachbearbeiter ist so in der
Pflicht, sich sehr viel intensiver
mit dem Sachverhalt auseinan-
derzusetzen und die Familie ab
diesem Zeitpunkt sehr viel inten-
siver zu begleiten.

Darüber hinaus ist – vielen
nicht geläufig – auch die Polizei
berechtigt, eine Berichtskopie
unmittelbar an das zuständige
Familiengericht weiterzuleiten,
und der örtlich zuständige Fami-
lienrichter hat dann von Amts
wegen Sachaufklärung zu betrei-
ben. >

Eine ordentliche Tracht Prügel hat noch niemandem geschadet …?
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Holen Sie das Kind da
raus – und zwar sofort!

Michael Havemann „formu-
lierte es hart: „Wenn Sie als
Polizeibeamter ein Kind in einer
solchen Situation bei den Eltern
lassen und es drei Tage später tot
ist, haben Sie mit dieser Verant-
wortung zu leben, und ich meine
damit weniger die juristische Ver-
antwortung. Ich persönlich wüss-
te als Mensch nicht, wie ich mit
so einer Schuld leben sollte.“

Dies gelte auch bezüglich des
Betretens und Durchsuchens der
Wohnung bei einem derartigen
Verdacht: Sie können und müssen
in diesen Fällen von einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib und Le-
ben eines Kindes ausgehen und
sofort rein in die Wohnung.“

Viele Kinder, die in derartigen
Verhältnissen belassen werden,
geben als Erwachsener das wei-
ter, was sie als Kind erlernt haben.

Die beiden Berliner Experten
haben nicht zuletzt durch eine in-
tensive Öffentlichkeitsarbeit für
Berlin eine erhebliche Erhöhung
der Anzeigebereitschaft erreicht,

so dass scheinbar die Fallzahlen
im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern drastisch gestiegen sind.
„Tatsächlich haben wir jedoch nur
das Dunkelfeld erhellt“, erklärt
Havemann.

Eine Hotline für Hinweise

Einen wesentlichen Beitrag
hierzu hat in Berlin eine eingerich-
tete Hotline der Polizei geleistet,
über die rund um die Uhr und ggf.
anonym Hinweise auf vernachläs-
sigte oder misshandelte Kinder
gegeben werden können.

„Entgegen ersten Befürchtun-
gen haben wir bei bisher ca. 1.600
Anrufen seit 2004 noch in kei-
nem Fall erlebt, dass Nachbarn
anzuschwärzen versuchten“, so
Havemann.

Ein Landesbeauftragter
für Kinderschutz?

Eine solche Hotline auch für
Mecklenburg-Vorpommern hal-
te ich für wünschenswert und re-
alisierbar. Wir haben so viele –
notwendige – Beauftrage für
Gleichstellung, Datenschutz,

gleichgeschlechtliche Lebens-
weisen und und und. Ich würde
mir ebenso „Landesbeauftragte
für Kinderschutz“ wünschen, die
den Kinderschutz in den Län-
dern vorantreiben, eine verbes-
serte Vernetzung aller beteiligten
öffentlichen und nicht-öffentli-

chen Stellen unterstützen, koor-
dinieren und überwachen. Eine
Minimalforderung wäre aus mei-
ner Sicht die Einrichtung einer
zentralen Koordinierungsstelle
für Kinderschutz auf der Ebene
des jeweiligen Bundeslandes, ver-
gleichbar z. B. der Fachstelle Kin-

derschutz des Landes Branden-
burg.

Manchmal können bereits
Kleinigkeiten zu Verbesserungen
beitragen, z. B. wenn die Ver-
nachlässigung und Misshandlung
von Kindern zukünftig als WE
(wichtiges Ereignis) an die
Behördenleitung und das Innen-
ministerium zu melden wären.
Das würde von vornherein je-
dem verdeutlichen, dass es um
mehr geht, als um eine „ordent-
liche Tracht Prügel“.

Dauerthema

Das Thema Kinderschutz darf
nicht nur während brisanter,
öffentlichkeitswirksamer The-
men aufflammen. Es ist ein
Dauerthema.

Um das weiter im Bewusstsein
zu halten und praktikable Maß-
nahmen voranzubringen, wird es
u. a. in Güstrow an der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwal-
tung, Polizei und Rechtspflege
des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern am 11. Oktober 2007
eine Kinderschutzkonferenz ge-
ben. Daran werden u. a. der
Innenminister des Landes,
Lorenz Caffier, und der Sozial-
minister Erwin Sellering teilneh-
men.                     Rainer Becker

Das Programm für die Kin-
derschutzkonferenz und weitere
Hinweise sind unter
www.fachstelle-kinderschutz.de
unter dem Menuepunkt Veran-
staltungen zu finden.

Anmeldungen zur Konferenz:
M.Burger@FH-Guestrow.de

Kinder im Müll – Berlin     Fotos (4): LKA Berlin

KINDERSCHUTZ

Unterrichtseinheit an der Verwaltungs-FHS Güstrow zum Thema
„Vernachlässigung und Missbrauch von Kindern”        Foto: FHS
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Die Gründungsphase an der Deutschen Hochschule
der Polizei (DHPol) in Münster-Hiltrup steht vor ih-
rem Abschluss. Nach den Probeläufen soll im
Herbst 2007 der erste „richtige“ Studiengang als
Masterstudiengang starten. Das Interesse an die-
ser neuen Struktur in der Ausbildung polizeilicher
Führungskräfte, aber auch das Begleiten der in den
Probeläufen befindlichen Kolleginnen und Kollegen
und die kritische Aufnahme ihrer bisherigen Eindrü-
cke waren Anlass für Ernst Scharbach und Hugo
Müller, am 27. März 2007 als Vertreter des GdP-
Bundesvorstandes mit Lehrgangsteilnehmerinnen
und -teilnehmern sowie dem Vizepräsidenten der
Deutschen Hochschule der Polizei, Wolfgang
Birkenstock, zu einem kritischen Austausch zusam-
men zu kommen.
Im Folgenden soll der aktuelle Stand der
Gründungsphase beschrieben sowie eine fachliche
Antwort auf immer wieder gestellte Fragen gegeben
werden. In der nächsten Ausgabe unserer Zeitung
werden wir über die Sichtweise sowie die
Stimmungslage bei den Teilnehmern der so ge-
nannten Probeläufe berichten.

Das Kuratorium der Deutschen Hochschule der Polizei
wird in einer Sondersitzung im Juni 2007 prüfen, ob mit
Beginn des Masterstudiengangs „Öffentliche Verwaltung
– Polizeimanagement“ 2007/2009 alle Voraussetzungen
für die Aufnahme des Lehr- und Forschungsbetriebs der
Hochschule vorliegen. Bei einer positiven Prognose wird
es das Ende der Gründungsphase für den 30. September
2007 festlegen.
Der Umfang und die Problembereiche der während der
Gründungsphase zu bewältigenden Aufgaben sind in ihrer
gesamten Tragweite nur Insidern bekannt und geben An-
lass zu vielen, auch wiederkehrenden Fragen. Im Folgen-
den sollen deshalb nicht nur die bisher erfolgten Schritte,
der aktuelle Sachstand und die weitere geplante Entwick-
lung dargestellt, sondern auch Antworten auf die am
meisten gestellten Fragen gegeben werden.

AUS- UND FORTBILDUNG

Erster akkreditierter
Masterstudiengang einer
Hochschule der Polizei

Am 6. Juni 1997 fasste die IMK
den Beschluss, die Polizei-Füh-
rungsakademie in Münster zu ei-

terzuentwickeln – mit der Maß-
gabe, dass der angebotene Studi-
engang praxisbezogen ist, die bis-
herigen Einwirkungsmöglich-
keiten von Bund und Ländern
erhalten bleiben und die Verän-
derung kostenneutral erfolgt.

Den aktuellen und zukünftigen
Anforderungen an Führungs-

ner Hochschule der Polizei in der
Trägerschaft der Innenressorts
der Länder und des Bundes wei-

kräfte der Polizei kann nach Auf-
fassung aller Verantwortungs-
träger am besten ein Studiengang
auf Masterniveau, so wie er
bereits in anderen europäischen
Staaten realisiert ist, an einer
Hochschule in der Verantwortung
der Innenministerien des Bundes
und der Länder gerecht werden.>
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Daher erarbeitete das Innen-
ministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen 2002 im Auftrag
des Kuratoriums bei der Polizei-
Führungsakademie zunächst ei-
nen Gesetzentwurf über die
Deutsche Hochschule der Polizei,
der jedoch von allen zu beteiligen-
den Wissenschaftsministerien erst
mitgetragen werden konnte,
nachdem die Konzeption und
Akkreditierung des Master-
studiengangs vorgelegt wurde.

Die Einleitung eines Akkre-
ditierungsverfahrens als Quali-

tätsnachweis für den künftigen
Masterstudiengang war zudem
notwendig geworden, da parallel
zur Erarbeitung des Gesetzent-
wurfes über die DHPol das allge-
meine Hochschulwesen umfas-
send reformiert wurde.

Die durch die Novellierung des
Hochschulrahmengesetzes
(HRG vom 20. August 1998) ein-
geleitete Entwicklung machte das
System der gestuften Studiengän-
ge und der international ver-

gleichbaren Abschlüsse Bachelor
und Master auch in Deutschland
verbindlich. Der Aspekt der inter-
nationalen Vergleichbarkeit der
Studienabschlüsse erlangt vor
dem Hintergrund der zunehmen-
den Europäisierung der polizeili-
chen Bildungsarbeit und der Zu-
sammenarbeit im Netzwerk der
europäischen Polizeiakademien
und Polizeihochschulen
(CEPOL) auch für die polizeili-
che Aus- und Fortbildung zuneh-
mende Bedeutung. Die
Modularisierung der Curricula
und die Einführung des
„European Credit Point Transfer
and Accumulation System“
(ECTS) sichern diese Vergleich-
barkeit.

Erster akkreditierter
Masterstudiengang
der Polizei

Das Kuratorium der PFA be-
schloss vor diesem Hintergrund
die Akkreditierung des Master-
studiengangs „Öffentliche Ver-
waltung – Polizeimanagement“
durch die Akkreditierungs-
agentur ACQUIN (Akkreditie-
rungs-, Certifizierungs- und

Qualitätssicherungs-Institut in
Bayreuth). Nachdem die PFA
eine umfangreiche Selbstdoku-
mentation zum geplanten Studi-
engang und eine Dokumentation
aller notwendigen hochschul-
gemäßen Rahmenbedingungen
des Studiengangs im Herbst 2003
eingereicht hatte, konnte das
Akkreditierungsverfahren im
März 2004 erfolgreich beendet
werden: Das Konzept des Master-
studienganges hat allen wesentli-
chen Qualitätskriterien entspro-
chen, die für Masterstudiengänge
gelten. Der Studiengang ist damit
der erste akkreditierte Master-
studiengang einer Hochschule der
Polizei.

Nach der Akkreditierung des

Studiengangs konnte das Gesetz-
gebungsverfahren in Nordrhein-
Westfalen ohne weitere Probleme
zu Ende geführt werden.

Mit dem förmlichen Abschluss
der Ratifizierungsverfahren beim
Bund und in den Ländern ist die
Deutsche Hochschule der Polizei
mit Sitz in Münster errichtet wor-
den: Die PFA wurde nach Maß-
gabe des Gesetzes in die Hoch-
schule übergeleitet.

Die Gründungsphase  und
die Arbeit des Gründungs-
senats

Der Prozess der Umsetzung
des Gesetzes, die Anpassung der
Organisation an den Betrieb der
Hochschule und die Durchfüh-
rung von Berufungsverfahren soll
bis Ende September 2007 abge-
schlossen sein. Bis zu diesem end-
gültigen Statuswechsels sind zahl-
reiche, teilweise im Gesetz der
Hochschule verankerte Maßnah-
men umzusetzen – u. a. die Ein-
berufung des Gründungssenats,
die Ernennung einer Gründung-
präsidentin/eines Gründungs-

AUS- UND FORTBILDUNG

Die Deutsche Hochschule der Polizei in Münster-Hiltrup         Foto: DHPol
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präsidenten und die Verabschie-
dung zahlreicher, für Hochschu-
len konstitutiver Ordnungen
(Grundordnung, Wahlordnung
für den Senat, Prüfungsordnung,
Berufungsordnung, Evaluations-
ordnung usw.).

Dem Gründungssenat gehören
Vertreterinnen und Vertreter der
einzelnen an der Hochschule tä-
tigen statusrechtlichen Gruppen
an. Die Statusgruppe der Profes-
soren wird durch fünf externe
Universitätsprofessoren reprä-
sentiert, die durch das Kuratori-
um der DHPol in den Grün-
dungssenat berufen wurden. Alle
anderen stimmberechtigten Mit-
glieder des Gründungssenats wur-
den gewählt.

Daneben gehören zu den
stimmberechtigten Mitgliedern
fünf Lehrkräfte für besondere
Aufgaben, jeweils ein/eine Vertre-
ter/in der wissenschaftlichen Mit-
arbeiter und der hauptamtlich
beschäftigten weiteren Mitarbei-
ter sowie zwei Vertreter/innen der
Studierenden.

Als Gründungspräsident der
DHPol wurde der bisherige Prä-
sident der Polizei-Führungsaka-
demie Klaus Neidhardt vom Ku-
ratorium vorgeschlagen und
durch die Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen ernannt. Er leitet
die Senatssitzungen und ist
ebenfalls stimmberechtigt.

Weitere Mitglieder mit bera-
tender Funktion sind der Vize-

präsident, die Leiter der Verwal-
tung und des Polizeitechnischen
Instituts, der gewählte Sprecher
der Lehrenden und die Gleich-
stellungsbeauftragte.

Der Gründungssenat hat am
23.5.2006 seine Arbeit aufgenom-
men und in bisher 8 Sitzungen
u. a. die Gewinnung des Lehr-
personals für die DHPol vorberei-
tet und entsprechende Empfeh-
lungen und Vorschläge für das
Kuratorium erarbeitet: 14 Lehr-

gebiete mit 29 Lehrenden sind
vorgesehen. Die Lehrgebietsleiter
der polizeispezifischen Lehr-
gebiete (6) sowie ein Teil der
bisher dort tätigen Lehrkräfte
wurden aus der Polizei-Führungs-
akademie befristet in die Hoch-
schule übergeleitet; die Professu-

ren für die Lehrgebiete mit wis-
senschaftlichem Hintergrund (8)
wurden öffentlich ausgeschrie-
ben. Die Berufungsverfahren un-
ter Federführung des Gründungs-
senats werden voraussichtlich bis
zum Ende der Gründungsphase
abgeschlossen sein.

Neben dieser Aufgabe hat der
Gründungssenat zahlreiche Emp-
fehlungen und Stellungnahmen
zu Grundsatzfragen des Lehr-
und Studienbetriebs und Vor-
schläge zur Prüfungsordnung für
den Masterstudiengang und de-
ren Anlagen erarbeitet, eine Stel-
lungnahme zum Haushaltsvoran-
schlag 2008 der DHPol abgege-
ben und die Wahlordnung für den
Senat der Hochschule erlassen.

Probeläufe des Master-
studiengangs

Parallel zur Arbeit des Grün-
dungssenats führt die DHPol seit
Oktober 2005 zwei aufeinander
folgende Probeläufe des Master-
studiengangs der Hochschule
durch, um die Umsetzbarkeit des
modularisierten Curriculums, die
Organisation des Studiums und
die Rahmenbedingungen für die
Fertigung der Masterarbeiten zu
erproben und notwendige Kor-
rekturen vor dem Beginn des
Hochschulbetriebs vornehmen zu
können.

Beide Durchgänge erfolgen
zwar nach dem Regelwerk der
bisherigen Laufbahnprüfungs-
ordnung der PFA, dennoch aber
so nah wie möglich an der Reali-
tät des Hochschulstudiums. So
werden die vorgesehenen Leis-
tungsnachweise den Modulen zu-
geordnet und nach Beendigung
des Studiengangs durch die Hoch-
schule bescheinigt, um die nach-
trägliche Erlangung des Master-
grades zu erleichtern. Im zweiten
Probelauf soll nach Möglichkeit
auch eine Masterarbeit geschrie-
ben werden.

An die beiden Probeläufe wie
aber auch an den gesamten Pro-
zess der Gründung der Hochschu-
le und deren Folgen knüpfen sich
für die in der Polizei Beschäftig-
ten zahlreiche Fragen.

Die 10 am
häufigsten ge-
stellten Fragen:

1. Gibt es für
die Polizeivoll-
zugsbediens-
teten, die im
höheren Dienst sind und ihre drit-
te Fachprüfung an der PFA ab-
gelegt haben, eine so genannte
Nachgraduierung?

Nein, eine Nachgraduierung,
wie sie bei Einführung der Fach-
hochschulen zum Teil durch Ge-
setz vorgenommen wurde, kann

Das Thema Projektmanagement ist auch Gegenstand des Master-
studiengangs.                                                                   Fotos: DHPol

Der Autor:
Wolfgang Birkenstock,
Vizepräsident der Deutschen
Hochschule der Polizei in
Münster-Hiltrup
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es bei einem Masterstudiengang
nicht geben, weil eine für den
Masterstudiengang wesentliche
Leistung fehlt – nämlich die
Masterarbeit mit ihren hohen An-
forderungen, die an die Qualität
einer wissenschaftlichen Arbeit
gestellt werden müssen. Außer-
dem erlaubt die veränderte Struk-
tur des Studiengangs keine voll-
ständige Übertragung bisheriger
Leistungsnachweise, weil die
(auch internationale) Vergleich-
barkeit der bisherigen Abschlüs-
se fehlt.

2. Wird die Hochschule ermög-
lichen, den Mastergrad nachträg-
lich zu erlangen?

Es ist geplant, dass die Hoch-
schule mittelfristig einen berufsbe-
gleitenden Masterstudiengang
entwickelt, der aus Fernstudien-
elementen, kurzen Präsenzphasen
mit Leistungsnachweisen und ei-
ner teilweisen Anerkennung
bisher anderweitig erbrachter
Leistungen (z. B. im Studiengang
der PFA, in Fortbildungen bzw.
durch berufliche Praxis) bestehen
könnte. Darüber hinaus muss er
mit einer Masterarbeit abschlie-
ßen, für deren Erstellung natürlich
mehr Zeit als für die Masterarbeit
im Präsenzstudiengang zur Verfü-
gung stehen muss.

3. Wird es Sonderregelungen für
die Teilnehmer an den beiden Pro-
beläufen des Masterstudiengangs
geben?

Ja, die Studienleistungen, die die
Teilnehmer/innen an den beiden
Probeläufen erbracht haben, wer-
den durch ein so genanntes
„Diploma supplement“ beschei-
nigt und können nachträglich als
Leistungen, die den Anforderun-
gen eines Masterstudiengangs ent-
sprechen, anerkannt werden. Im
ersten Probelauf wird allerdings
noch keine Masterarbeit geschrie-
ben, weil das Hochschulpersonal
für die Betreuung der Arbeiten
noch nicht vollständig vorhanden
ist. Die Masterarbeit muss später
auf jeden Fall nachgeholt werden,
falls der Master angestrebt wird.

Im zweiten Probelauf soll die
Masterarbeit optional angeboten
werden. Für beide Probeläufe gilt
allerdings noch die Prüfungs-
ordnung der PFA, d. h. alle Teil-
nehmer/innen müssen alle dort

vorgesehenen Leistungsnachweise
erbringen. Die Modulprüfungen
sind kompatibel. Die Masterarbeit
ist etwas Zusätzliches, da nach der
Prüfungsordnung der PFA ledig-
lich eine Seminararbeit mit deut-
lich geringeren zeitlichen und in-
haltlichen Anforderungen vorge-
sehen ist.

4. Werden die Studiengänge
auch über den Polizeibereich hin-
aus geöffnet werden?

Die Deutsche Hochschule der
Polizei ist eine polizeiinterne Ein-
richtung. Eine Öffnung der Studi-
engänge über den Polizeibereich
hinaus ist zurzeit nicht geplant und
dürfte auch an rechtliche und fi-
nanzielle Grenzen stoßen.

5. Wird die DHPol in gleichem
Maße wie bisher die PFA den
Praxisbezug gewährleisten?

Das Studienangebot richtet sich
ausschließlich auf komplexe Pro-
blemstellungen, die vom höheren
Dienst der Polizei in der Praxis zu
lösen sind. Der Studiengang soll
die dazu erforderlichen Kompe-
tenzen stärken und ausprägen.
Dazu werden die Studierenden
viel stärker als bisher mit aktivie-
renden Lehr- und Lernmethoden
gefordert, in die Lernprozesse ein-
bezogen und mit praktischen Fra-
gestellungen konfrontiert, die sie
selbständig unter Einbeziehung
wissenschaftlicher Methoden lö-
sen müssen. Dabei wird wie bisher
auch in der PFA eine Vielzahl von
Übungen durchgeführt.

6. Können sich Polizeibe-
dienstete direkt bei der Hochschu-
le um einen Studienplatz bewer-
ben?

Nein, die Entscheidung über die
Zulassung zum Studium an der
Hochschule liegt unter Gesichts-

punkten der Personalbewirt-
schaftung und Personalentwick-
lung beim Bund und bei den jewei-
ligen Ländern. Die dort durchge-
führten Auswahlverfahren orien-
tieren sich nach einer Erhebung
der DHPol jedoch an dem An-
forderungsprofil des höheren
Polizeivollzugsdienstes und an den
Kompetenzzielen des Studien-
gangs.

7. Wird der Masterstudiengang
auch Absolventen anderer Studi-
engänge den Direkteinstieg in den
höheren Polizeivollzugsdienst er-
möglichen?

Das ist eine Frage der Gestal-
tung des jeweiligen Laufbahn-
rechts des Bundes und der Länder.

Grundsätzlich ist der Studiengang
mit einigen Modifikationen geeig-
net, auch Absolventen einzügiger
Diplom- oder zukünftig Bachelor-
studiengänge aus dem Bereich der
Sozialwissenschaften oder der
Rechtswissenschaft auf Führungs-
funktionen des höheren Polizei-
vollzugsdienstes vorzubereiten.
Auch für Juristen mit 2. Juristi-
schen Staatsexamen ist ein modi-
fizierter, eventuell auch verkürzter
Masterstudiengang vorstellbar.
Die Entscheidung über die Ein-
führung solcher Studiengänge ob-
liegt dem Kuratorium der DHPol.

8. Gibt es Wahlmöglichkeiten in
dem geplanten Masterstudien-
gang, die eine unterschiedliche
Schwerpunktsetzung im Hinblick
auf die zukünftige Verwendung
erlauben?

Solche Wahlmöglichkeiten gab
es schon bisher bei den so genann-
ten Wahlpflichtfächern und Semi-
naren und wird es in Zukunft
durch die Masterarbeiten in einem
noch höheren Maße geben.

Immerhin wird für die Fertigung
der Masterarbeit ein Zeitraum von
12 Wochen angesetzt. Ob es wei-
tergehende Wahlmöglichkeiten
geben wird, zum Beispiel im Hin-
blick auf schutzpolizeiliche oder
kriminalpolizeiliche Aspekte, wird
durch das Kuratorium zu entschei-
den sein.

9. Wird die Deutsche Hoch-
schule der Polizei – wie andere
Hochschulen auch – die Möglich-
keit haben zu forschen?

Nach dem Gesetz über die
Deutsche Hochschule der Polizei
sind die Professoren verpflichtet
zu forschen. Das gilt auch für die
Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben (das sind in der Regel Polizei-
vollzugsbeamtinnen und -beamte),
sofern sie Lehrgebietsleiter/innen
sind. Zur Koordinierung der For-
schung plant die Hochschule einen
Forschungsausschuss, in dem alle
Lehrgebiete vertreten sind.

10. Gibt es die Möglichkeit, Tei-
le des Studiums im Ausland zu
absolvieren und haben Polizei-
beamte aus dem Ausland die Mög-
lichkeit, an der DHPol zu studie-
ren?

Diese Möglichkeit wird in ab-
sehbarer Zeit bestehen. Ein Mo-
dul des Masterstudiengangs der
Hochschule, nämlich das Modul
„Internationale und interkulturel-
le Polizeiarbeit“, ist so konzipiert,
dass es auch von Teilnehmerinnen
und Teilnehmern an kompatiblen
Studiengängen des europäischen
Auslands in Deutschland absol-
viert werden kann und umge-
kehrt. Das Modul wird in engli-
scher Sprache durchgeführt. Die
Europäische Polizeiakademie
„CEPOL“ bemüht sich um die
Harmonisierung der Curricula
der europäischen Polizeihoch-
schulen und -akademien zu die-
sem Themenkomplex. Darüber
hinaus gibt es erste bilaterale Ab-
sprachen mit europäischen
Partnereinrichtungen der Deut-
schen Hochschule der Polizei.

Wolfgang Birkenstock

In der nächsten Ausgabe:
Aus erster Hand – Sicht-
weisen und Stimmungs-
lage bei den Teilnehmern
der so genannten Probe-
läufe.

Studierende bei einer Vorlesung in der Aula                          Foto: DHPol

AUS- UND FORTBILDUNG
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URTEILE

Neues von der Beleidigungsfront
Im Alltag gibt es immer wieder

Anlässe, die Nerven zu verlieren.
Mit impulsiven Gesten und
„Kraftausdrücken“ machen sich
Dünnhäutige dann oft Luft. Häu-
fig im Visier sind Beamtinnen und
Beamte, wobei Polizisten führen.
Urteile zum Thema, die allerdings
auch schon mal mit „Gnade vor
Recht“ ergangen sind:

„Bulle“ ist kein Schimpfwort
mehr

Wird eine bayerische Hunde-
besitzerin früh morgens von der
Polizei aufgesucht, weil ihr Vier-
beiner in der Nacht Wild gerissen
hatte, öffnet sie schlaftrunken die
Tür und beantwortet sie die Fra-
ge ihrer Tochter „San des d’ Bul-
len?“ lediglich mit den Worten
„Ja, des san d’ Bullen“, so handelt
es sich dabei nicht um eine Belei-

digung, da der Ausdruck „Bulle“
im Laufe der Zeit einen Bedeu-
tungswandel erfahren hat (Hier
verwies das Gericht beispielhaft
auf die Fernsehserie „Der Bulle
von Tölz“). Das Amtsgericht hat-
te die Beleidigung noch mit einer
dreimonatigen Freiheitsstrafe auf
Bewährung geahndet.
Landgericht Regensburg,
3 Ns 134 Js 97458/04

Polizisten sind auch in
U-Bahnen keine „Clowns“

Wer einen uniformierten Poli-
zisten (der hier zusammen mit ei-
nem Fahrkartenkontrolleur in ei-
ner Berliner U-Bahn die Fahrkar-
ten der Reisenden prüfte) indi-
rekt als „Clown“ bezeichnet, der
muss mit einer Geldstrafe wegen
Beleidigung rechnen. Hier hatte
der Fahrgast den Ausweis des Po-

lizisten sehen wollen und, als die-
ser nicht sofort reagierte, mit der
Bemerkung „Da kann ja jeder
Clown kommen!“ überreagiert.
Das Amtsgericht Berlin-Tiergar-
ten übersetzte „Clown“ mit
„Spaßmacher und Hanswurst“,
also einem „dummen, sich lächer-
lich machenden Menschen“ und
verurteilte den Fahrgast zu einer
Geldstrafe in Höhe von 15 Tages-
sätzen a 15 Euro = 225 Euro.
Amtsgericht Berlin-Tiergarten,
(4) 1 Ss 93/04 - 91/04

Polizisten dürfen ungestraft
Wegelagerer genannt werden

Ein Autofahrer macht sich
nicht strafbar, wenn er eine Ra-
darkontrolle der Polizei als
„Wegelagerei“ bezeichnet. Es
handelt sich dabei nicht um eine
Beleidigung der Polizisten, son-

dern um eine von der Meinungs-
freiheit gedeckte Äußerung.
Oberlandesgericht Düsseldorf,
2b Ss 224/02-2/03

Emotional dürfen Polizisten
„Spitzel“ sein

Spricht ein in Zivil gekleideter
Polizist 15 Minuten nach Auflö-
sung einer Demonstration vier
„übrig gebliebene“ Demonstran-
ten mit den Worten an: „Handelt
es sich um eine neue Versamm-
lung?“, so bleibt die Antwort ei-
nes Demonstranten: „Mit Spit-
zeln rede ich nicht“ (der Polizist
hatte sich inzwischen zu erkennen
gegeben) unbestraft. Eine in der
Emotion geäußerte Meinung ist
weder eine Schmähkritik noch
eine Beleidigung.
Bayerisches Oberstes Landesge-
richt, 5St RR 9/04

  Wolfgang Büser und
Maik Heitmann
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WAFFENTECHNIK

Schießen oder Nichtschießen ist
auch eine Frage der Technik
„Schießen oder Nichtschießen“ ist seit Jahrzehnten ein
wichtiger Bestandteil der polizeilichen Schießaus- und
-fortbildung. Man kann das Thema aber auch technisch
verstehen: wie lässt sich sicherstellen, dass eine Schuss-
waffe nur in der Hand des oder der Berechtigten funktio-
niert? Hierbei geht es sowohl um den privaten Waffenbe-
sitz als auch um den Umgang mit Dienstwaffen. Auf der
34. Internationalen Fachmesse für Waffen und
Outdoorzubehör (IWA) im März in Nürnberg gab es hierzu
interessante Entwicklungen.

Bekanntlich dürfen Schusswaf-
fen nur in exakt technisch definier-
ten Behältnissen aufbewahrt wer-
den. Aber außerhalb – etwa auf
dem Transport oder auch auf dem
Schießstand – sind Situationen
denkbar, in denen eine technische
Sicherung gegen Missbrauch oder
Unfälle sinnvoll ist. Das reicht vom
Diebstahl des Waffenkoffers aus
dem Auto oder auf dem Versand-
weg bis zum Schuss einer ver-
meintlich ungeladenen Waffe. Ein
weiterer Aspekt ist der ab 2008
drohende Fall des „Erben-
privilegs“ im Waffengesetz. Die
Industrie hatte sich im Vorfeld des
jetzt gültigen Waffengesetzes ver-
pflichtet, bis 2008 eine Sicherungs-
technik zu entwickeln, damit
beispielsweise vererbte Waffen
schussunfähig gemacht werden
können, ohne sie selbst technisch

zu verändern. Offenbar sind die
Schwierigkeiten einer solchen

Entwicklung größer als ursprüng-
lich angenommen, denn es gibt
zurzeit nur die Firma ARMATIX
aus Unterföhring, die derlei Lö-
sungen anbieten kann – und auch
hier sind noch einige Probleme zu
überwinden. Diese Lösung besteht

aus einem Stahlstift, der in den
Lauf eingeführt und dort verriegelt
wird. Das „ARMATIX Quick-
lock“ ist ein mechatronisches
Waffenschloss, das nur über eine
elektronische Authentifizierung in
der Bedieneinheit wieder entfernt
werden kann. Bei sachgerechter
Anwendung bleibt der Lauf unbe-
schädigt; wer aber das Sperr-
element mit Gewalt entfernen will,
zerstört zugleich
den Lauf.

Die Firma
ARMATIX er-
klärte in Nürn-
berg, dass sie ge-
rade die ersten
5.000 Waffen-
sicherungen für
Kurzwaffen pro-
duziert hat und
jetzt in den Ver-
trieb einsteigen
will. Auch für
Langwaffen gibt
es Lösungen,
aber eines ist
den Entwicklern
klar geworden:
es gibt derma-
ßen viele unter-
schiedliche Waf-
fensysteme, dass
die gesamte Pa-
lette noch nicht
abgedeckt ist.

Die totale Si-
cherheit ist auch
(noch?) nicht ge-
w ä h r l e i s t e t .
Während beispielsweise Revolver
durch das Durchschieben des
Sperrelements durch den Lauf bis
in die Trommel wirksam stillgelegt
werden können, bleibt bei starr
verriegelten Selbstladepistolen die
Möglichkeit, Verschluss und (mit
Sperrelement unbrauchbar ge-
machten) Lauf abzunehmen; dann
kann theoretisch der gesperrte
Lauf gegen einen freien ausge-
tauscht werden.

Für den Behördenbereich wur-
de eine elektronische Basisstation
„Baselock“ entwickelt. Dort kann
man mehrere Waffen stationär si-

chern, die per PIN wieder freige-
geben werden können.

„Smart Gun“

Der Alptraum von Polizistinnen
und Polizisten ist, bei einem Ein-
satz die Dienstwaffe zu verlieren
und in der Hand des Gegenübers
wieder zu finden. Dann wünscht

man sich, sie würde nicht funktio-
nieren. Genau diesen Gedanken
haben seit mehreren Jahren Ent-
wickler aufgegriffen, bis jetzt – das
sei gleich gesagt – noch keine
praxistaugliche Lösung gefunden.
Interessant sind aber zwei Wege,
die jetzt in Nürnberg bekannt wur-
den. Die Firma ARMATIX stell-
te eine integrierte Lösung zum
Thema „Smart Gun“ vor; hierbei
ist im Verschluss der Pistole eine
Elektronik eingebaut, die die me-
chanische Auslösung des Schusses
erst gestattet, wenn eine Authenti-
fizierung des oder der Berechtig-

Beim „ARMATIX Quicklock“ wird ein Sperrstift von vorn in den Lauf der
Waffe eingeführt, wo er verriegelt. Nur mit der Bedieneinheit kann er
wieder entfernt werden. Möglich ist ein PIN-Code oder eine Fingerprint-
Authentifizierung.                                                    Fotos (4): W. Dicke

Auch für Kipplaufwaffen gibt es
ein Waffenschloss. Es wird ins
Patronenlager eingeführt.

Eine Variante der Konsole ist die Wandhalterung für
Schusswaffen.
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ten erfolgt ist. Diese Berechtigung
wird durch einen Chip gewährleis-
tet, den der oder die Berechtigte
am Handgelenk trägt. Dieser Chip
wiederum wird durch Fingerprint-
Authentifizierung frei geschaltet.
Die Waffe samt Elektronik ist
schockfest. Die ersten zehn Proto-
typen werden zurzeit gefertigt. Für
die Polizei interessant: es sind auch
Freischaltungen für mehrere Per-
sonen möglich, so dass z. B. auch
andere Einsatzkräfte mit der
Dienstwaffe schießen können,
eine fremde Person jedoch nicht.

Einen anderen Weg hat ein
Forscherteam der Universität in
Twente (Holland) gewählt. Unter-
stützt durch mehrere Waffenher-
steller aus Deutschland und Bel-
gien gehen die dortigen Wissen-
schaftler bei ihrem Projekt „Sec-
ure Grip“ von dem Anpressdruck
aus, mit dem der Waffenbenutzer
die Pistole in der Hand hält. Die-
ser ist – so die Wissenschaftler –

ähnlich wie ein Fingerabdruck in-
dividuell unterscheidbar, wobei
berücksichtigt ist, dass auch ein
und dieselbe Person die Waffe un-

terschiedlich fest in der Hand hal-
ten kann. Daher hat man in mo-
natelangen Testreihen die jeweili-
gen Anpressdrücke aufgezeichnet

und so personenbezogene
„Druck-Profile“ erstellt. Zurzeit
geht es den Wissenschaftlern dar-
um, die beiden völlig gegensätzli-
chen Anforderungen in einem
Profil zusammenzufassen, dass
nämlich in dem einen Fall die Waf-
fe ohne jeglichen Zeitverlust
schussfähig ist und in dem ande-
ren Fall eben nicht. Bei den bishe-
rigen Versuchen lag die Fehler-
quote noch bei zwei Prozent, was
schon die Entwickler noch für viel
zu hoch halten.

Bis zur Praxistauglichkeit ist
also noch ein weiter Weg, und dann
wird noch ein ganz anderes Pro-
blem zu überwinden sein: die emo-
tionale Schwelle der Kolleginnen
und Kollegen. Die Unsicherheit,
dass im Zweifelsfall die Dienst-
waffe versagt, weil die elektroni-
sche Schussfreigabe nicht funkti-
oniert hat, ist vermutlich eine be-
achtliche Hürde für die Akzeptanz
einer solchen „Smart Gun“.

W. Dicke

Für den Behördenbereich ist eine Konsole entwickelt worden, bei der
gleich mehrere Waffen sicher verschlossen werden können.
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Urlaub mit Schießübungen
Letztes Jahr im Urlaub – ge-

rade die letzte Klausur des
Hauptstudiums 1 geschrieben –

ging es erstmals in die USA, um
meinen Vater zu besuchen, der in
Boston im Bundesstaat Massa-
chusetts arbeitet.

Dort ergaben sich einige Ge-
legenheiten zu Kontakten mit
den amerikanischen Kollegen. So
machte ich bei einer abendlichen
Veranstaltung auf der „HMS
Scott“, einem Spezialschiff der
britischen Marine, das für einige
Tage in Boston angelegt hatte,
die Bekanntschaft von Officer
Cathy Crowley, einer Schiess-
ausbilderin der Bostoner Polizei.
Sie war hocherfreut, erstmals ei-
nen „Kommissaranwärter aus
dem Saarland“ zu treffen und lud
mich spontan ein,  einen Tag bei
der Schießausbildung ihrer
„Trainees“ (Polizeischüler) auf

mal vor“, stieß Officer Crowley
wenige Tage später die Tür des
Schulungsraums auf, und ich
blickte in die erstaunten Gesich-
ter von 16 Trainees, die Magazi-
ne auffüllten. Mit den Worten
„This is Andy, he’s from Ger-
many and he’s becoming a police
officer too”, stellte mich Officer
Crowley dem Leiter des Schieß-
standes, Sergeant Brian Fleming,
den Schießausbildern und den
Trainees vor. Ein leichtes Rau-

nen. Auf die Frage, wie weit ich
mit dem Studium sei, antwortete
ich, dass mich noch ein Monat
vom letzten Studienjahr trenne.
Stirngerunzel, fragende Blicke.
Schnell fügte ich hinzu, dass mein
Studium drei Jahre dauert. Er-
staunen machte sich breit.

Ich erfuhr, dass die amerika-
nischen Kollegen lediglich sechs
Monate an der Police Academy
in Boston studieren und die
Schießausbildung erst zwischen
dem vierten und fünften Monat
durchgeführt wird. Vor dem
praktischen Teil der Schieß-
ausbildung müssen alle Trainees
erst 16 Stunden theoretischen
Unterricht hinter sich bringen.
Danach wird eine Woche lang
das „einfache“ Schießen sowie
der Umgang mit der Waffe trai-
niert. Hierauf folgt eine Woche,
in der nachts taktisches Schießen
geübt wird. In diesem Jahr wer-
den 132 Trainees ausgebildet. Je-

der von ihnen musste zum Ein-
stellungszeitpunkt mindestens 21
Jahre alt sein, ein Highschool
Diploma (ähnlich dem Abitur)
haben oder alternativ wenigstens
drei Jahre bei den amerika-
nischen Streitkräften gedient ha-
ben.

Mit mir im Schlepptau ging die
ganze Mannschaft anschließend
auf den Schießstand. Dienstwaffe
der Boston Police ist die Glock

23, an der auch die Trainees aus-
gebildet werden. Für 16 Trainees
standen an diesem Tag sechs Aus-
bilder zur Verfügung. Während

der Übungen kam ich immer
wieder mit den etwa gleichaltri-
gen Kollegen ins Gespräch und

musste viele Fragen beantwor-
ten:

Ob alle deutschen Streifen-
polizisten bewaffnet seien, wel-
che Dienstpistolen im Saarland
verwendet würden, und wo denn
„Saarbrücken“ liege. Mit der Be-
schreibung „60 km von Ramstein
Airbase entfernt“ konnten die
meisten etwas anfangen, da eini-
ge vorher bei den amerika-
nischen Streitkräften in Deutsch-
land gedient hatten. Ja ja,
Deutschland sei schon „a beauti-
ful country“, und unvermittelt
kam „ein Bier bitte!“

Einer der ehemals in Deutsch-
land stationierten Trainees kann-
te sich selbst mit unseren An-
wärterbezügen aus: „Mann, ihr
da drüben verdient echt wenig!“.
Auf meine Frage nach seinem
Gehalt während der Ausbildung
meinte er ganz trocken: „46.000
Dollar im Jahr, aber nur während
der Ausbildung. Danach natür-
lich mehr.“ Natürlich! Ich trös-
tete mich damit, dass das Steuer-,
Gesundheits- und Rentensystem
in den USA ein anderes ist, au-
ßerdem gibt es dort keinen ver-
gleichbaren Beamtenstatus für
Polizisten.

Gern nahm ich danach das
Angebot an, die Dienstwaffe der
Boston Police auszuprobieren
und mein Können für die Dauer
von drei Magazinen unter Be-
weis zu stellen. Als „Krönung“
wurde mir dann die Shotgun
(Remington 870) in die Hand ge-
drückt, die jedem Dienst-
gruppenleiter zur Verfügung
steht und mit „less lethal
ammunition“(„weniger tödliche
Munition“) benutzt wird. Nach-
dem ich auch damit bewiesen
hatte, dass die Schießausbildung
in Deutschland nicht die schlech-
teste ist, war der Tag auf der
„Boston Police Pistol Range“
schon fast wieder vorbei, ich um
einige Erfahrungen reicher, die
Stadt Boston um einiges an Mu-
nition ärmer.

Herzlichen  Dank an Officer
Cathy Crowley, Sergeant Brian
Fleming, die Trainees und das
ganze Boston Police Department
für dieses unvergessliche Erleb-
nis. THANK YOU!

Andreas Rinnert

Schießstand auf Moon Island

ihrem, auf der Insel „Moon
Island“ südöstlich von Boston
gelegenen Schießstand, mitzu-
machen. Begeistert nahm ich die-
se unverhoffte Einladung an.

Mit den Worten „Ich stell Dich

Andreas Rinnert mit der Reming-
ton 870 auf dem Schießstand
der Bostoner Polizei Fotos:privat

Die Trainies machen sich unter Aufsicht von Officer Cathy Crowley für
die nächste Schießübung bereit.

Andreas Rinnert (24),
PKA im letzten Studienjahr
(Hauptstudium 2) an der
Fachhochschule für Verwal-
tung des Saarlandes/Fachbe-
reich Polizeivollzugsdienst in
Saarbrücken; 2004 von Berlin
ins Saarland gezogen, da bei
der Berliner Polizei nicht ein-
gestellt wurde; Mitglied im
Landesjugendvorstand der
Jungen Gruppe

ERLEBNISSBERICHT
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April-Ausgabe des neuen
DGB-Magazins

EUROCOP

Mehr Polizei auf die Straße!
Knapp vor den Wahlen zum Regionalparlament in Schott-
land hat am 24. April die Jahresdelegiertenversammlung
der Scottish Police Federation, SPF, stattgefunden. Eine
ideale Voraussetzung zur Prüfung der Wahlprogramme der
Parteien mit Blick auf die Polizei: Seit Kurzem ist das
Regionalparlament in fast allen Bereichen für die Polizei
zuständig.

Im Zentrum der Versammlung
stand eine Podiumsdiskussion mit
Vertretern der wichtigsten Partei-
en in Schottland, an der unter an-
derem auch die für die Polizei zu-
ständige Justizministerin, Cathie
Jamieson teilnahm. Über eine
knappe Stunde diskutierten die
Teilnehmer mit den Delegierten,
die aus dem Plenum heraus ihre
Fragen stellen konnten.

Dabei gingen die Delegierten
hart mit den Politikern ins Gericht,
vor allem wenn es um die Frage
nach einer personellen Auf-
stockung der Polizei in Schottland
ging: So wurden Versprechen der
Justizministerin, für 1.000 zusätz-
liche Polizeibeamte zu sorgen,
skeptisch beurteilt:

„Um ehrlich zu sein, 1.000 zu-
sätzliche Kolleginnen und Kolle-
gen sind ein Witz – das brauchen
wir allein für den Bezirk Strath-
clyde. Ich denke, die SPF Forde-
rung nach mindestens 3.000 zu-
sätzlichen Stellen in ganz Schott-

land ist da eher realistisch,” so der
mit viel Applaus bedachte Kom-
mentar einer Delegierten aus
Strathclyde, dem größten der acht
Polizeibezirke in Schottland.

Kontrovers diskutiert wurden
auch die bisherigen Erfahrungen

mit den „Community Wardens”.
Derzeit beschäftigen die Kommu-
nen gut 500 Personen als Com-
munity Wardens, die die Polizei als
Streifen ohne Eingriffsbefugnisse
unterstützen sollen. Hintergrund
der Debatte war ein im März ver-
öffentlichter Untersuchungs-
bericht des Justizministeriums der
zu dem Schluss kommt, dass in
60 % der Kommunen, kein mess-
barer Effekt auf die Entwicklung
der Kriminalitätsstatistik erzielt
werden konnte. In 16 % der Kom-
munen wurde sogar ein unge-
bremster weiterer Anstieg von
Kriminalität und Störungen der
öffentlichen Ordnung beobachtet.

Entsprechend fiel auch das Ur-
teil des SPF Vorsitzenden, Norrie
Flowers aus: „Wir haben bereits
vor vier Jahren gesagt, dass die 20
Millionen Pfund, die die Regie-
rung für die Wardens bereitgestellt
hat, besser für die Polizei ausgege-
ben werden sollten. Die Erfahrung
gibt uns jetzt Recht. Wenn die Leu-
te ein Problem haben, erwarten sie,
dass ein Polizist sich darum küm-
mert und nicht jemand, der die Po-
lizei rufen muss, wenn es darum
geht, etwas zu unternehmen.“

Der SPF kommt in Schottland
die Aufgabe der Vertretung der
Interessen der Polizeibeamten zu.
Mit knapp über 16.000 Mitgliedern

organisiert sie 98 % der Polizei-
beamten in Schottland. Die SPF ist
keine Gewerkschaft und ihre
Funktion ist am ehesten mit dem
deutschen Personalvertretungs-
wesen vergleichbar. Der wesentli-
che Unterschied besteht darin,
dass alle Personalvertreter in einer
einheitlichen Organisation, der
SPF, zusammengeschlossen sind.

Als Vertretung der Beschäftig-
ten verhandelt die SPF Löhne,
Pensionen und Arbeitsbedin-
gungen der Polizistinnen und Po-
lizisten in Schottland. Als Aus-
gleich für ein fehlendes Streik- und
Demonstrationsrecht hat die SPF,
wie im Vereinigten Königreich
üblich, rechtlich durchsetzbare
Beteiligungsrechte bei der Fest-
legung sämtlicher Beschäftigungs-
bedingungen bis hin zur Bezah-
lung.

Wird auf dem Verhandlungs-
wege keine einvernehmliche Lö-
sung erzielt, kommt es zu einer bin-
denden Entscheidung in einem
neutralen Schlichtungsverfahren.
Dies geschah zuletzt im Herbst
2006, als die Schlichtungskom-
mission nach dem Scheitern von
Lohnverhandlungen den Perso-
nalvertretern Recht gab und eine
Erhöhung der Bezüge um 3 %
verfügte.

jv

Norrie Flowers, Vorsitzender der
Scottish Police Federation.

                 Foto: EuroCOP

Die Föderalismusreform ist
beschlossen. Bund und Länder
sind jetzt weitgehend unabhängig
voneinander für ihr Dienstrecht
zuständig. Die Sachlage – so viel
ist klar – wird unübersichtlicher
werden, die Sachzusammenhänge
komplizierter.

Mit dem Magazin für Beamtin-
nen und Beamte antwortet der
DGB auf die Herausforderungen
der Föderalismusreform. Den
Ländermeldungen wurde mehr
Platz an hervorgehobener Stelle
eingeräumt. Kompakt und über-
sichtlich gehören Nachrichten aus

jedem Land ab sofort zum festen
Bestandteil des Magazins.

Das Magazin für Beamtinnen
und Beamte erscheint monatlich
mit einem Umfang von 16 Seiten.
Im Titel werden aktuelle Fragen
aufgegriffen, Schwerpunkte ge-
setzt. Die gesetzlichen Vorhaben
und die gewerkschaftlichen Alter-
nativen werden ausführlich unter
die Lupe genommen. Neben den
Nachrichten aus den Ländern ste-
hen die beamtenrechtlichen Ent-
wicklungen beim Bund, bei den
Aktiengesellschaften von Bahn,
Post, Postbank und Telekom im

Fokus. Interviews und Gastbei-
träge spiegeln das Meinungs-
spektrum wider.

Das „Magazin für Beamtinnen
und Beamte“ kann im Doppel-
pack mit dem Taschenbuch „Wis-
senswertes für Beamtinnen und
Beamte“ zum Jahresbezugspreis
von 19,50 Euro abonniert werden:
INFO-SERVICE
Höherweg 270
40231 Düsseldorf
Telefon: 0180-583-5226
Fax: 0180-532-9226
E-Mail: infoservice@beamten-
magazin.de                          DGB

DGB-Magazin für Beamtinnen und Beamte:
Information – Hintergrund – Meinung

NEUE PUBLIKATION
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ARBEITSWELT

Büroarbeit im Wandel
16 Millionen Deutsche arbeiten in Büros – und verbringen
dort bis zu 80.000 Stunden ihres Lebens. Wie diese
Arbeitsumgebung gestaltet ist, prägt ihr Wohlbefinden,
ihre Gesundheit und ihre Leistungskraft.

Jahrelang war Büroarbeit
„Management by Kasperlethea-
ter“, wie es der Berliner Arbeits-
zeitexperte Michael Weidinger
ironisch beschreibt. „Seid ihr
auch alle da?“, war die entschei-
dende Frage.  In den Büros do-
minierten  Anwesenheitszwang
sowie eine Zeit fressende Sit-
zungs- und Abstimmungskultur.
Dauerpräsenz und volle Termin-
planer signalisierten Fleiß, Be-
lastbarkeit und Unentbehrlich-
keit. Zeit absitzen als Karriere-

faktor, sehen und gesehen wer-
den: Das demonstrative Schau-
laufen trieb bisweilen absurde
Blüten. Manche Chefs wiesen die
Putzfrauen an, in ihrem Büro
abends auf gar keinen Fall das
Licht zu löschen. Hinter der stets
leicht geöffneten Tür lag de-
monstrativ ein (Ersatz)Jackett
auf dem Stuhl, um den Eindruck
zu erwecken, dessen Besitzer
wäre nur mal eben kurz raus …
Und machen wir uns nichts vor,
oft ist es heute noch so.

Indirekte Steuerung
An vielen heutigen Büro-

arbeitsplätzen sind Arbeitszeit
und Anwesenheit allerdings
nicht mehr unbedingt identisch.
Dennoch werden die Mitarbeiter
ganz vereinnahmt: Mit Handy
und Laptop tragen sie einen
Wettlauf aus, den sie nicht gewin-
nen können. Dauernd treffen
z. B. Anrufe oder E-Mails ein, auf
die eine sofortige Reaktion er-
wartet wird. Der Arbeitsdruck
wächst, auch ohne direkten
Zwang durch Vorgesetzte. „Indi-
rekte Steuerung“ nennt das der
Gewerkschaftsberater Klaus
Peters. Für ihn geht es inzwischen
darum, „die Menschen vor sich
selbst zu schützen“.

Darüber hinaus werden Büros
an wechselnden Orten aufge-
schlagen: beim Kunden, auf Mes-
sen, im Auto, Zug oder Flugzeug,
vielleicht auch im Heimbüro
oder gar auf der sonnigen
Urlaubsterrasse. Als Folge ste-
hen die von den Unternehmen
bereitgestellten Räume zeitweise
leer. Eine Studie des deutsch-
schweizerischen Instituts für
Arbeitsforschung hat ergeben,

dass Büroangestellte im Schnitt
nur 60 bis 70 Prozent ihrer Ar-
beitszeit im Firmengebäude ver-
bringen. Nicht einmal die Hälfte
davon sitzen am eigenen Schreib-
tisch; in Beratung und Vertrieb ist
die Auslastung noch weit gerin-
ger. Die traditionelle „Büro-Ein-
zelzelle” ist aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht besonders
flächenintensiv und kostspielig.
Schon deshalb interessieren sich
Firmen für Alternativen wie
Gruppenbüro, Kombibüro oder
gar „non-territoriales Büro”.

Die Büromöbelindustrie hat
einen lukrativen Markt entdeckt
und präsentiert neue Produkte
wie „Caddies” (fahrbare Roll-
container), „Docking Stations”
(frei verfügbare Arbeitsplätze
mit Anschlüssen für tragbare
Computer) oder bequeme Sitz-
gelegenheiten für „Büro-Bist-
ros”, wo Mitarbeiter kommuni-
zieren und ihre Kreativität ent-
falten sollen. Plakativ ist die
Rede davon, dass die mobile
„New work” die statische „Old
work” abgelöst habe. Es gibt sie
tatsächlich, die modernen Noma-
den ohne festen Schreibtisch, die
scheinbar unabhängig von Zeit

Für die Umgestaltung von
Gebäuden gilt allgemein das
Arbeitsschutzgesetz mit sei-
nen Kernzielen, Unfälle zu
verhüten und arbeitsbedingte
Erkrankungen zu vermeiden.
Bei der Einführung neuer
Bürokonzepte kann der Be-
triebsrat nach Paragraf 87 und
Paragraf 111 Betriebsver-
fassungsgesetz mitbestimmen.
Die Beteiligung der Arbeit-
nehmervertreter beginnt
schon bei der Bauplanung, bei
der häufig grundlegende Vor-
entscheidungen etwa zur
Flächenverdichtung fallen.

Die Einführung des so ge-
nannten „Desk Sharing”, also

der Auflösung der festen
Büroarbeitsplätze für die ein-
zelnen Beschäftigten, bedarf
nach einem Urteil des Ar-
beitsgerichtes Frankfurt der
Zustimmung des Betriebsra-
tes (Paragraf 87, Absatz 1, 2
und 6 sowie Paragraf 111 und
112 Betriebsverfassungs-
gesetz). Eine einseitige Ein-
führung durch den Arbeitge-
ber ist unzulässig. Solange kei-
ne Betriebsvereinbarung oder
ein Spruch der Einigungs-
stelle vorliegt, können die
Interessenvertreter die Unter-
lassung solcher Maßnahmen
verlangen und gegebenenfalls
per einstweiliger Verfügung
durchsetzen.

Mitbestimmungsrechte

Die Spanier nennen es Si-
esta, die Japaner Inemuri.
Doch hierzulande ist der Mit-
tagsschlaf im Büro verpönt.
Dabei steigert er die Leis-
tungsfähigkeit, meinen For-
scher. Der Arbeitswissen-
schaftler Martin Braun vom
Stuttgarter Fraunhofer-Insti-
tut für Arbeitswirtschaft und
Organisation geht davon aus,
dass die Hälfte der Beschäf-
tigten an Übermüdung leidet.
„Wir stecken noch in den
Denkmustern der Industriali-
sierung fest, nach denen die

                                                   Foto: Patrick Pleul ©dpa-Report

Geschwindigkeit der Mitar-
beiter zählt und nicht deren
Leistungsfähigkeit. Und die
ist nun mal nur mit einem ge-
sunden Rhythmus von Schla-
fen und Arbeiten zu errei-
chen.“  Aber wer hierzulande
sein Mittagsnickerchen
macht, wird immer noch als
„Faulenzer“ oder „Schwäch-
ling“ abgetan. Knapp jeder
vierte Angestellte nickt des-
halb heimlich ein. Die belieb-
testen Orte dafür sind Büro-
toiletten und geparkte Autos
in der Firmentiefgarage.

In deutschen Büros wird zu wenig
geschlafen
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und Raum arbeiten. Sie bilden
aber bisher nur eine kleine Min-
derheit der Beschäftigten.

„Der Wandel vollzieht sich
langsam, sehr langsam sogar”,
bestätigt Design-Expertin Birgit
Mager. Jeder dritte deutsche
Büroarbeitnehmer sitzt nach wie
vor im klassischen Einzelzimmer,
und die meisten Angestellten ste-
chen wie seit Jahrzehnten jeden
Morgen und jeden Nachmittag
ihre Karten. Das Ausmaß der
elektronisch unterstützten Ar-
beit von zu Hause aus werde

ebenfalls überschätzt, glaubt der
Chemnitzer Soziologe Frank
Kleemann der in einer Studie
„Die Wirklichkeit der Tele-
heimarbeit” untersucht hat. „Das
bedeute freilich keineswegs, dass
sich gar nichts verändert: Ein Teil
der Beschäftigten ist durchaus
mit der Umgestaltung von
„Bürolandschaften” konfron-
tiert. Bei der Bewältigung der ge-
sundheitlichen und arbeitschutz-
rechtlichen Folgen haben die
Arbeitnehmervertreter ein Wort
mitzureden (siehe Kasten).

Heute sei es nicht mehr zeit-
gemäß, Büros nach einem ein-
heitlichen Konzept zu gestalten,
betont der Büroplaner Peter
Martin. Er empfiehlt flexible
„Kombibüros”, die sowohl kon-
zentrierte Einzelarbeit zulassen
als auch Teamprozesse beför-
dern.

Überspitzte Szenarien

Das Stuttgarter Fraunhofer-
Institut hat sich sein eigenes

Experimentierfeld geschaffen.
Für das Zukunftsprojekt „Office
21“ wurden persönlich reservier-
te Arbeitsplätze gar nicht erst
eingerichtet. Jeder Mitarbeiter
schiebt auf einem fahrbaren
Container seine Unterlagen, das
mobile Telefon und einen per
Funk vernetzten Rechner vor
sich her. Für 35 Angestellte rei-
chen auf diese Weise 18 Plätze,
die jeden Tag neu verteilt wer-
den. Die anderen Team-
mitglieder sind unterwegs, ma-
chen Urlaub oder arbeiten zu
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Zum Weiterlesen

• Gerhard Kilger/Hans-
Jürgen Bieneck: Neue
Qualität der Arbeit - Wie
wir morgen arbeiten wer-
den. Campus Verlag,
Frankfurt 2002

• Frank Kleemann: Die
Wirklichkeit der Tele-
heimarbeit – Eine ar-
beitssoziologische Un-
tersuchung. Edition
sigma, Berlin 2005

• Thomas Gesterkamp:
Fröhliche Fron – Das
sanfte Regiment der
Spaßkultur.

   In: Gutesleben.de –Die
neue Balance von Arbeit
und Liebe. Klett Cotta,
Stuttgart 2002

  Informationen über Bü-
rokonzepte im Internet:

• Initiative Neue Qualität
der Arbeit

   www.inqa-buero.de
• Verwaltungsberufsgenos-

senschaft www.vbg.de
• Fachinformationsdienst
   www.ergo-online.de

ARBEITSWELT

Office 21: Das Büro

Office 21: Check-in zum Arbeitsbeginn
Alle Bürovarianten haben ihre Vor- und Nachteile. Beim „non-territoriale
Büro“: Keine fest zugeordneten Arbeitsplätze, die Arbeitsunterlagen befin-
den sich in Rollcontainern – Vorteile: hohe Flexibilität, Kostenersparnis
durch gute Raumausnutzung. Nachteile: fehlende „Heimat“ am Arbeitsort;
keine Identifikation mit einem festen Ort.                Fotos: Fraunhofer IAO

Hause. Die Propheten der
Beraterzunft gehen noch einen
Schritt weiter: Im „Hotel“-Kon-
zept melden sich die Mitarbeiter
bei der virtuellen Rezeption ih-
res Unternehmens, buchen für
ein paar Stunden einen Raum
und verschwinden nach kurzer
Sesshaftigkeit wieder.

Für die Beschäftigten ist ein
Büro, das als reines Computer-
terminal zum gelegentlichen Ein-
loggen funktioniert, offensicht-
lich keine wünschenswerte Vor-
stellung.

Allerdings sind im Wesentli-
chen auch die Zeiten vorbei, „als
sich aus der Fläche des Schreib-
tisches zuverlässig der Lohn
hochrechnen ließ und die Auto-
rität des Chefs ihren Ausdruck in
zwei Zentnern Eiche fand“, wie
der Schweizer Autor Reto
Schneider treffend formuliert.
Festungsartige Besitztümer mit
dicken Teppichen und Vor-
zimmerdame haben vielerorts
ausgedient.

So besehen ist eine flexible
Bürowelt, wo im Extremfall je-
der mit jedem den Platz tauschen
kann, zugleich Ausdruck einer
gewissen Demokratisierung im
Unternehmen: Nicht einmal
mehr räumlich können sich Vor-
gesetzte ihrer Position sicher
sein.

Thomas Gesterkamp
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Gespräche stören am meisten
Das Stresspotenzial von Bürolärm wird oft unterschätzt.
Eine Studie zeigt, dass auch bei mittlerer Lautstärke
Leistungsabfall und Gesundheitsstörungen auftreten
können, vor allem bei komplexen Aufgaben.

Lärm am Arbeitsplatz ist nicht
nur der Krach in der Maschinen-
halle, der nach der Arbeitsstät-
tenverordnung 85 Dezibel nicht
überschreiten darf. Auch der
Geräuschpegel im Büro ist nicht
selten beachtlich: Das Telefon
klingelt, der Drucker brummt,
der PC-Ventilator rauscht, und
Gespräche sind selbst noch am
anderen Ende des Großraumbü-
ros zu hören. Alles, was die Auf-
merksamkeit auf sich zieht, lenkt
von der Arbeit ab.

Die Folge: mehr Fehler oder
zusätzliche Belastung durch hö-
heren Konzentrationsaufwand.
Die Dezibel-Empfehlungen der
Arbeitsstättenverordnung für
die Lautstärke am Arbeitsplatz
sind für moderne Büroarbeits-
plätze zu hoch und müssen an-
gepasst werden, schreibt die
Arbeitspsychologin Charlotte
Sust: „Zur Belastung werden zu-
nehmend auch niedrige Lärm-
pegel, weil die Tätigkeiten an
Büroarbeitsplätzen komplexer
und damit störanfälliger wer-
den.“ Im Büro würden immer
weniger Routinetätigkeiten aus-
geübt. Zunehmend mehr Aufga-
ben erforderten ein höheres Maß
an Planung, Selbstständigkeit,
Problemlösungsprozessen, Krea-
tivität und Verantwortung.

In ihrer Studie „Bildschirm-
arbeit und Geräusche“ für die
Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin untersuch-
ten Charlotte Sust und Hans
Lazarus „die Auswirkungen von
Geräuschen mittlerer Intensität
auf simulierte Büro- und Bild-
schirmtätigkeiten unterschiedli-
cher Komplexität“. Fünf Tage
lang wurden 32 Versuchsperso-
nen unter fünf verschiedenen
Geräuschbedingungen bei unter-
schiedlichen Büroarbeiten beo-
bachtet. Sie sammelten, prüften
und verarbeiteten Informatio-
nen, verfassten Texte und führten
Berechnungen durch.

Mit steigender Dezibelzahl
brauchten die Versuchspersonen
mehr Zeit: Sie mussten Zwi-

GESUNDHEIT

schenergebnisse häufiger kon-
trollieren, öfter neu anfangen
und wählten bisweilen eine um-
ständlichere aber sicherere Art
und Weise der Bearbeitung. Bei
sehr komplexen Aufgaben ten-
dierten sie dazu, den Auftrag
nicht vollständig auszuführen
oder die Arbeit ganz abzubre-
chen. Mit zunehmender Ge-
räuschbelastung wuchs außer-

dem das Bedürfnis nach Er-
holungspausen.

Es zeigte sich, dass Geräusche
mittlerer Lautstärke – zwischen
55 und 70 Dezibel – vor allem
dann negative Auswirkungen

hatten, wenn sie einen hohen
Informationsgehalt besaßen. In
diesen Fällen fiel es den Ver-
suchsteilnehmern am schwers-
ten, das Gehörte zu ignorieren –
vor allem, wenn es Gespräche,
besonders private, waren. Welche
Geräusche stören am meisten?
Psychologin Sust: „Mehr als al-
les andere sind das Unterhaltun-
gen, die nichts mit der Arbeit zu

tun haben. Diesen Privatgesprä-
chen können sich die Kollegen
nur schwer entziehen.“

Das Problem entsteht vor al-
lem im Großraumbüro. „Man
kann von einer Leistungsminde-

rung von 20 bis 30 Prozent aus-
gehen“, so Charlotte Sust, „von
psychosomatischen Beschwer-
den ganz abgesehen.“

Deswegen Großraumbüros
abzuschaffen, hält sie allerdings
für verfehlt, denn diese seien
wichtig für die Kommunikation.
Vielmehr müsse man die Akus-
tik verbessern, zum Beispiel
durch abgehängte Decken aus
schallschluckendem Material
und durch linien- oder wellen-
förmig zwischen den Arbeitsplät-
zen aufgestellte Trennwände. Für
ungestörtes Arbeiten ließen sich

Denkerzellen schaffen; in klei-
nen Büros sollten die Kollegen
einander den Rücken zuwenden,
damit der eine beim Telefonieren
den anderen nicht stört.

Böckler Impuls 8/2007
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POLIZEILICHE KRIMINALSTATISTIK 2006:

Gewalt eskaliert
Sieht man nur die erste Aussa-

ge der von Bundesinnenminister
Dr. Wolfgang Schäuble und dem
Vorsitzenden der Innenminister-
und Senatoren der Länder, dem
IMK-Vorsitzenden Dr. Erhard
Körting, am 8. Mai 2007 vorgestell-
ten Polizeilichen Kriminalstatistik
2006, könnte man sich eigentlich
zurücklehnen: Weniger Kriminali-
tät und eine höhere Aufklärungs-
quote.

Sieht man sich diese Statistik
allerdings genauer an, so kommen
einem doch Bedenken, ob man so
ohne weiteres zur Tagesordnung
übergehen kann.

 Zwar ist die Gesamtzahl der
erfassten Straftaten 2006 in der Tat
um 1,4 Prozent auf ca. 6,304 Milli-
onen Straftaten zurückgegangen
und die Aufklärungsquote ist er-
neut um 0,4 Prozentpunkte auf
55,4 Prozent gestiegen, vergleicht
man jedoch die Delikte, in denen
nennenswerte Rückgänge zu ver-

zeichnen sind mit den Delikt-
feldern, in denen es Anstiege gab,
so muss man zu der Überzeugung
kommen, dass in Deutschland die
Gewaltausübung und Gewalt-
bereitschaft drastisch angestiegen
sind.

Die Gesamtzahl der Dieb-
stahlsdelikte ist erneut deutlich
rückläufig. Auch im Jahr 2006 gab
es nochmals einen Rückgang um
4,6 Prozent auf nunmehr knapp
über 2,6 Millionen Fälle. Ange-
stiegen ist dagegen die Zahl der
Körperverletzungsdelikte um 3,3
Prozent auf nunmehr über
534.000 Delikte. Ist diese Zahl
schon alarmierend genug, so
wiegt besonders schwer, dass
auch die gefährlichen und schwe-
ren Körperverletzungsdelikte
wiederum um 2,6 Prozent auf
nunmehr über 150.000 Delikte
angewachsen sind.

Mehr als 44 Prozent der Täter
dieser gefährlichen und schweren

Körperverletzun-
gen waren Tatver-
dächtige bis maxi-
mal 21 Jahren.

Die Gewaltkri-
minalität insgesamt
ist ebenfalls noch einmal um 1,2
Prozent angestiegen. Ein Indiz
dafür, dass sich auch die Polizis-
tinnen und Polizisten zunehmend
mit gewalttätigem Widerstand
konfrontiert sehen, zeigt der An-
stieg der Widerstandshandlungen
gegen die Staatsgewalt um noch
einmal 0,4 Prozent auf nunmehr
fast 26.600 Fälle. Von 1996 bis 2006
sind diese Delikte damit um über
46 Prozent angestiegen.

Ein weiterer Trend in der
Kriminalstatistik 2006 ist die Ver-
schiebung der Kriminalitäts-
aktivitäten hin zu den Betrugs-
delikten. Diese sind um 0,5 Pro-
zent auf nunmehr über 950.000
Fälle angestiegen. Hier wie auch
in anderen Deliktsfeldern zeigt
sich, dass das Internet immer häu-
figer als Tatmittel dient oder
Schauplatz von Straftaten ist. Vor
allem im Zusammenhang mit
Online-Auktionen bzw. Online-
Shops bietet das Internet günstige

Tatgelegenheiten vor allem für
Betrügereien.

82,6 Prozent aller Internet-
delikte sind Betrugsdelikte. Auf die
Polizei kommen in den nächsten
Jahren aufgrund des Umstandes,
dass immer mehr Delikte im
Internet oder mittels des Internets
begangen werden, riesige Heraus-
forderungen zu.

Der Bundesvorsitzende, Kon-
rad Freiberg, stellte in einer Presse-
meldung zur Bekanntgabe der
Polizeilichen Kriminalstatistik
klar, dass aufgrund der veränder-
ten Deliktstrukturen diese Er-
mittlungsarbeit hohe Anforderun-
gen an das technische Verständnis
stelle und eine gefestigte Persön-
lichkeit verlange.                   now.

Extremisten erneut erstarkt

INNERE SICHERHEIT

Den von Bundesinnenminister,
Dr. Wolfgang Schäuble, verkünde-
ten starken Anstieg politisch mo-
tivierter Straftaten führt der
Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei vor allem auf den

Den islamistischen Terrorismus bewertete der Bundesinnenminister als
die größte Bedrohung der Sicherheit in Deutschland. Wie real sie ist,
wurde durch die versuchten Kofferbombenanschläge deutlich. Foto: ddp

bemühungen linksextremistischer
Gruppen zu verzeichnen sind.  Als
die größte Bedrohung für die Si-
cherheit in Deutschland ordnete
der Bundesinnenminister jedoch
nach wie vor die Gefährdung
durch den islamistischen Terroris-
mus ein. Im Verfassungsschutz-
bericht wird das Potenzial mit
32.150 Mitgliedern bzw. Anhän-
gern von insgesamt 28 Gruppie-
rungen bezeichnet.                now.

anhaltenden Glaubwürdigkeits-
verlust der demokratischen Partei-
en zurück.

Nach den vom Bundesinnen-
minister bekannt gegebenen Zah-
len wuchs die „Politisch motivier-
te Kriminalität – rechts“ auf 18.142
Straftaten an (2005: 15.914).
Darunter 1.115 Gewalttaten (2005:
1.034). Der überwiegende Teil
(17.597) der Delikte wurde von
Personen mit extremistischem
Hintergrund begangen, darunter
allein 1.047 der 1.115 Gewalttaten.
Die Zahl der politisch rechts mo-
tivierten Straftaten mit extremis-
tischem Hintergrund stieg um 14,6
Prozent an. Die der Gewalttaten
um 9,3 Prozent.

Die Anzahl der politisch links
motivierten Gewalttaten liegt mit
1.209 sogar noch über der der po-
litisch rechts motivierten Gewalt-
taten. Allerdings ist bei den poli-

tisch links motivierten Gewaltta-
ten ein Rückgang um 3,8 Prozent
gegenüber 2005 zu verzeichnen.
Für 2007 dürfte jedoch wieder mit
einem Anstieg zu rechnen sein, da
insbesondere im Zusammenhang
mit dem G8-Gipfel in Heiligen-
damm starke Mobilisierungs-

Gefährliche und schwere Körper-
verletzungsdelikte stiegen auf über
150.000. Mehr als 44 Prozent der
Tatverdächtigen waren maximal 21
Jahre alt.                        Foto: dpa

VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 2006:

Bundesinnenminister Dr. Wolfgang
Schäuble (r.) und der Präsident des
Bundesamtes für Verfassungs-
schutz Heinz Fromm bei der Präsen-
tation des Verfassungsschutz-
berichtes 2006        Foto: Zielasko
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Liebe Seniorinnen,
liebe Senioren,

seit nunmehr
20 Jahren bietet
die Gewerk-
schaft der Polizei
mit der Senio-
rengruppe Bund
ein wichtiges Fo-
rum zur Infor-

mation und zum Austausch in
seniorenspezifischen Fragen,

Angemerkt
insbesondere des Beamten- und
Versorgungsrechts und der Sozi-
alpolitik. Darauf können wir stolz
sein.

Auch für die Gewerkschaft der
Polizei ist es unerlässlich, auf den
Sachverstand und die Erfahrung
von Senioren zurückgreifen zu
können. Senioren wollen aktiv
bleiben und sich einmischen.

Eine Gewerkschaft ist kein
theoretisches Gebilde – sie lebt
ausschließlich von den Menschen,
die in ihr und für sie wirken. Von
daher gilt neben meinem Glück-
wunsch zum 20. Geburtstag der
Seniorengruppe Bund auch mein
Dank all denjenigen, die die Seni-
orengruppe mit aufgebaut und
denjenigen, die sie über Jahre ver-

antwortlich und erfolgreich ge-
führt haben.

Ich wünsche unserer Jubi-
larin für die Zukunft viel Erfolg
und hoffe, dass sich immer
mehr Seniorinnen und Senio-
ren aktiv in die Seniorenarbeit
einbringen. Glückauf!

 Artur Jung
Bundesseniorenvorsitzender

20 Jahre Seniorengruppe
Bund, das sind nicht nur 20 Jah-
re ehrenamtliche Interessen-
vertretung der Versorgungs-
empfänger und Rentner, sondern
auch 20 Jahre Interessenver-
tretung in einer sich ständig ver-
ändernden Welt zwischen allen
möglichen Fronten. Jahre, in de-
nen sich die Bediensteten der
Polizei und die Versorgungs-
empfänger immer wieder im kri-
tischen Rampenlicht der Öffent-
lichkeit bewegt haben. Und so
geht es bei diesem Jubiläum nicht

Jubiläen fordern heraus, Bilanz zu legen, Rechenschafts-
berichte abzugeben, stolz auf Erreichtes, kritisch auf Ver-
säumtes hinzuweisen. Jubiläen gelten auch als Höhepunk-
te im gesellschaftlichen Geschehen. Sie bewegen uns,
Dank zu sagen, die Vergangenheit zu überprüfen und die
Zukunft als Aufgabe zu begreifen.

20 JAHRE SENIORENGRUPPE BUND

Es geht immer um Interessen und
Mitbestimmung
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Die Vorsitzenden der Seniorengruppe Bund seit der Gründung

Fritz Göbel †
(Saarland)

13. Mai 1987 bis Dezember 1990

Willi Bruelheide
(Schleswig-Holstein)

22. Januar 1991 bis  24. April 1998

Heinz Blatt
(Rheinland-Pfalz)

24. April 1998 bis 24. April 2006

Artur Jung
(Saarland)

 seit 24. April 2006

in erster Linie um stolze Bilan-
zen; es geht darum, immer wieder
den Ansatz für die Zukunft ge-
meinsam zu überdenken.

Mein Glückwunsch zum 20.
Jubiläum ist daher verbunden

mit der Ermutigung, neue Ziele
und Herausforderungen unbeirrt
zu verfolgen. Ebenso möchte ich
mit meinen „Gedanken zum Ju-
biläum“ auch dokumentieren,
dass wir – die Senioren – einge-

bunden sind in die große Fami-
lie der Gewerkschaft der Polizei.
Denn Eingebundensein des
Menschen in seine Familie, sei-
nen Freundeskreis, in Gruppen
bestimmt in hohem Maße seine
Zufriedenheit, die Art und Wei-
se, wie er mit veränderten
Lebenssituationen umgeht.

Andererseits bedeutet dies
aber auch: Sich einbringen in die
Aktivitäten, die bei der Senioren-
gruppe darauf ausgerichtet sind,
sich zu informieren, sowohl in
gewerkschaftlicher als auch in

Von Heinz Blatt
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gesellschaftspolitischer Hinsicht.
Sich über Probleme zu informie-
ren bedingt gleichzeitig das Ge-
spräch, die Diskussion zu führen,
um unterschiedliche Auffassun-
gen in die Bewertungen einzube-
ziehen. Erst daraus ergibt sich
Kritik und Urteilsfähigkeit. Nur
durch gute Information unterei-
nander und Aktivitäten können

wir etwas bewegen und errei-
chen. Besonders in der kommen-
den Zeit, der Zeit der Kürzungen
und Einsparungen, der zuneh-
menden Anzahl der Senioren,
wird dies dringend erforderlich
sein. Wir werden verstärkt han-
deln müssen, um auf uns auf-
merksam zu machen. Sich „Ein-
bringen in die Aktivitäten“, also

mitmachen, können im Übrigen
nicht nur Pensionäre, willkom-
men sind auch Kolleginnen und
Kollegen, die noch im aktiven
Dienst stehen. Ich glaube, mit
zunehmendem Alter wird einem
die Bedeutung einer gut funkti-
onierenden Seniorenarbeit bes-
ser bewusst, weil der Übergang
von der aktiven Dienstzeit zum

Pensions- bzw. Rentenalter nä-
her rückt. Das fördert die Bereit-
schaft, sich mit Themen dieses
neuen Lebensabschnitts ausein-
ander zu setzen. Das fördert auch
die Solidarität zwischen den Ak-
tiven – gerne auch der jüngeren
– und den Pensionären und
Rentnern. Je eher man sich der
„Konfrontation mit der eigenen
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Zukunft“ stellt, um so besser.

Zum Jubiläum darf ich fest-
stellen:

Es hat sich als richtig erwiesen,
mit der Gründung der Senioren-
gruppe ein Forum geschaffen zu
haben, das die Möglichkeit bie-
tet, sich aktiv einzubringen.

Wie es begann

Da es in einzelnen Landes-
bezirken bereits „Fachgruppen
für Seniorenangelegenheiten“,
„Seniorenbeiräte“ und „Senio-
rengruppen“ gab, wurde auf dem
18. Ordentlichen GdP-Bundes-
kongress 1986 in Mannheim be-
schlossen, „zur Förderung der
Seniorenarbeit in der GdP“
nunmehr auch eine „Senioren-
gruppe Bund“ ins Leben zu ru-
fen. Der Antrag ging vom LB
Hamburg aus, initiiert vom Kol-
legen Hans Beßmann, Fach-
gruppenvorsitzender für Pensio-
näre und Rentner. Seine beein-
druckende und überzeugende
Antragsbegründung war aus-
schlaggebend für die Annahme
des Antrages 019:

„Der 18. Ordentliche Bundes-

kongress beschließt:  dass der
§ 16 der Bundessatzung um fol-
genden Absatz erweitert wird:

Zur Förderung der Senioren-
arbeit besteht in der GdP die
Seniorengruppe“.

Der Grundstein für die jetzi-
ge Seniorengruppe Bund war
gelegt. Nun galt es, diesen Be-
schluss in die Praxis umzusetzen.

Die konstituierende Sitzung
des Vorstandes – bestehend aus
jeweils einem Seniorenvertreter
aus den Landesbezirken – fand
am 19. Mai 1987 in der Bundes-
geschäftsstelle in Hilden statt.
Nach Annahme der Zusatz-
bestimmungen zu § 16 der GdP-
Satzung wählte der Vorstand aus
seiner Mitte den Geschäftsfüh-
renden Bundesseniorenvorstand,
der sich wie folgt zusammen-
setzte:
Vorsitzender:
Fritz Göbel (Saarland)
Stellv. Vorsitzender: Hubertus
Petri (Niedersachsen)
Schriftführer: Willi Bruelheide
(Schleswig-Holstein)

Nach späterem Ausscheiden
des Kollegen Fritz Göbel aus
dem Vorstand wurde auf der Vor-
standssitzung am 22. Januar 1991
in Hilden ein neuer geschäftsfüh-
render Vorstand gewählt:
Vorsitzender: Willi Bruelheide
Stellv. Vorsitzender: Hubertus
Petri
Schriftführer: Olaf Bong (Baden-
Württemberg)

Eine weitere Wahl wurde am
4. November 1993 erforderlich,
weil Kollege Hubertus Petri aus
dem Vorstand ausschied. Auf sei-
nen Platz wurde Peter Glapa
(Nordrhein-Westfalen) gewählt.

Nach Änderungen der Ar-
beitsrichtlinien für die Senioren-
gruppe wird ab der 3. Bundes-
seniorenkonferenz der geschäfts-
führende Bundesseniorenvor-
stand von der Bundessenioren-
konferenz gewählt.

 In Schweden gäbe
es uns nicht

Wenn man sich in Europa
umsieht, stellt man fest, dass wir
hierzulande und in der Gewerk-
schaft der Polizei Glück haben:
Kolleginnen und Kollegen, die
aus dem aktiven Polizeidienst
ausscheiden, bleiben bei uns
selbstverständlich Gewerk-
schaftsmitglied und lassen, wie
ich hoffe, in ihrem Engagement
auch nicht nach.

Wären wir z. B. in Schweden,
gäbe es uns gar nicht. Dort en-
det die Mitgliedschaft in der
Polizeigewerkschaft mit dem
Ende des Dienstes bei der Poli-
zei. Andere Länder – andere Sit-
ten. Und da bin ich froh, dass wir

Der Seniorenvorstand Bund vor dem Hildener Gewerkschaftshaus (von
links) Karl-Heinz Becker (als Vertreter für Otto Sinner), Bayern; Manfred
Stock, Mitglied des geschäftsführenden Bundesvorstandes; Fritz Göbel,
Vorsitzender der Seniorengruppe Bund, Saarland; Hubertus Petri, stell-
vertretender Vorsitzender, Niedersachsen; Hans Adams, Gewerkschafts-
sekretär; Josef Mies, Hessen; Jakob Hauser (als Vertreter für Nikolaus
Federau), BKA; Karl Wisser, Rheinland-Pfalz; Otto Gralki, Bremen; Willi
Bruelheide, Schriftführer, Schleswig-Holstein; Gerhard Schlachta, Berlin;
Hans Beßmann, Hamburg; Olaf Bong, Baden-Württemberg und Willi
Knode, Nordrhein-Westfalen.                                                  Foto: GdP

Erste Senioren-Konferenz 1990 in Siegen (NRW)        Foto: GdP
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mit der GdP eine Organisation
haben, die im besten Sinne einen
Generationenvertrag geschlos-
sen hat. Es gibt die JUNGE
GRUPPE und es gibt die
SENIORENGRUPPE. Zusam-
men mit der FRAUENGRUP-
PE bilden alle drei die so genann-
ten PERSONENGRUPPEN, die
sich um ihre jeweilige Klientel in
der Mitgliedschaft kümmern.

Dass die Senioren innerhalb
der GdP eine aktive Kraft dar-

stellen, wird dokumentiert seit
dem Dresdner Bundeskongress
1994 durch die geborene Mit-
gliedschaft des Vorsitzenden der
Seniorengruppe Bund im Bun-
desvorstand. Gleiches vollzieht
sich in den Landesbezirken.

Das ist keinesfalls etwas
Selbstverständliches und in die-
ser Konsequenz bei anderen
DGB-Gewerkschaften satzungs-
mäßig nicht festgelegt. Die GdP-
Senioren sind stolz darauf, eine
solche Gleichberechtigung seit
vielen Jahren erreicht zu haben.
Bei meiner Teilnahme an Sitzun-
gen des „DGB-Koordinier-
ungskreis Seniorenpolitik“ habe
ich immer wieder angeregt, die
Seniorenarbeit in den anderen
DGB-Mitgliedsgewerkschaften
so auszugestalten, dass die
Seniorenvertreter die umfassen-
de Möglichkeit der Mitbestim-
mung erhalten.

Denn die Seniorinnen und
Senioren verfügen über ein breit
gefächertes Wissen und einen
reichen Erfahrungsschatz, auf

den eine Organisation nicht ver-
zichten sollte.

Aktivprogramm Senioren

Die Betreuung von Mitglie-
dern, egal ob junge oder alte, ist
eine schwierige Aufgabe. Immer
wieder stellt sich die Frage: Was
können wir tun, um unseren Mit-
gliedern attraktive und interes-
sante Angebote zu machen?

Was ist der Seniorengruppe in
den Sinn ge-
kommen?

Im Okto-
ber 2002 hat
der GdP-Bun-
deskongress
in Magdeburg
die „Entwick-
lung eines Se-
n i o r e n p r o -
gramms auf
Bundesebe-
ne“ beschlos-
sen. Das war
zugleich der
Arbeitsauf-
trag für den
Geschäftsfüh-
renden Bun-

desvorstand und den Bundes-
seniorenvorstand. Inzwischen
kann das „Aktivprogramm für
Senioren (APS)“, das von einer
Arbeitsgruppe erarbeitet und
vom Bundesvorstand verab-
schiedet wurde, als ein „Nach-
schlagewerk für Seniorinnen und
Senioren“ bezeichnet werden –
ein breit gefächertes Angebot
von Aktivitäten, Hilfestellungen
und Betreuungskonzepten für
Senioren, aber auch für noch
„Aktive“. Ebenso soll damit zum
Ausdruck gebracht werden, dass
die GdP für Kolleginnen und
Kollegen nicht nur in ihrem Be-
rufsleben, sondern auch nach
dem Ausscheiden aus dem akti-
ven Dienst Verantwortung zeigt,
sie ernst nimmt und sie nicht „im
Regen stehen lässt“.

Eine Gewerkschaft, die mit
der Zeit geht, versteht sich als
Partner ihrer Mitglieder. Ein
wichtiges Ziel ist darin zu sehen,
die Mitglieder durch möglichst
viele Angebote an sich zu binden
und somit die Durchsetzungs-
kraft der Gewerkschaft zu stär-

ken. Diese Angebote müssen sich
entsprechend der vielfältigen Er-
wartungen auf viele Arbeits- und
Lebensbereiche beziehen und
sich überdies an den jeweiligen
Lebensphasen der Mitglieder
orientieren. Unsere Mitglieder
sind immer dann zufrieden und
stehen zu ihrer GdP, wenn deren
Erwartung mit der selbst erleb-
ten Realität übereinstimmt. Das
wird aber nur gelingen, wenn die
Organisation die Erwartungen
kennt, sich damit auseinander
setzt und bestrebt ist, Angebote
zu entwickeln, die dann
wiederum den Wünschen, Be-
dürfnissen und Erwartungen der
Mitglieder entsprechen. An die-
sen Gedanken orientiert, hat der
Bundesseniorenvorstand mit
dem „Aktivprogramm Senio-
ren“ den Auftrag des Magde-
burger Bundeskongresses 2002
erfüllt.

Zukunftsbündnis
der Generationen

Die gesellschaftliche und ge-
werkschaftliche Teilhabe der äl-
teren Mitglieder hängt ebenso
wie die Zukunft der jüngeren

Generationen von einem solida-
rischen Generationenverhältnis
ab. Seniorinnen und Senioren
nutzen freiwilliges Engagement,
um im Ruhestand aktiv zu blei-
ben. Jüngere Kolleginnen und
Kollegen profitieren von den
Lebens- und Berufserfahrungen
der Älteren. Vor diesem Hinter-

grund gewinnt der Dialog der
Generationen in der Gewerk-
schaft der Polizei an Bedeutung.
Im Rückblick können wir stolz
darauf sein, dass sich die Vorstän-
de der beiden Personengruppen
mit ihrem Positionspapier
„Zukunftsbündnis der Generati-
onen“ diesem Thema gestellt ha-
ben. Für uns Senioren bedeutet
dies konkret: Mit unserer Berufs-
und Lebenserfahrung die JUN-
GE GRUPPE bei ihren Überle-
gungen der drängenden Fragen
der Zukunft weiterhin zu unter-
stützen. Ebenso müssen wir mit
unseren jungen Kolleginnen und
Kollegen über die derzeitige Si-
tuation und über ihre Zukunfts-
aussichten diskutieren und sie
von der Notwendigkeit gewerk-
schaftlichen Engagements über-
zeugen und zur Mitarbeit ermu-
tigen.

Zusammenarbeit mit
dem Deutschen
Bundeswehrverband

Eine weitere Aktivität der
Seniorengruppe, die zum Jubilä-
um nicht unerwähnt bleiben darf,

ist die Zusammenarbeit mit dem
Deutschen Bundeswehrverband
(DBwV). Bereits im Oktober
2003 haben sich die GdP und der
DBwV vertraglich verpflichtet,
intensiv zusammenzuarbeiten.
Eine solche Zusammenarbeit
praktizieren seit 2004 auch die
Seniorenvertreter der beiden

Das Aktivprogramm – ein fundiertes Programm für un-
sere Mitglieder im Ruhestand, das insbesondere auf
die Mitgliederbindung und -betreuung abzielt.

Arbeitstagung des Geschäftsführenden Bundesseniorenvorstandes mit
dem Vorstand ERH (Ehemalige Soldaten, Reservisten und Hinterbliebe-
ne) des Deutschen BundeswehrVerbandes (DBwV) im Januar 2006 in
Prieros/Brandenburg.                                                    Fotos (2): GdP
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Organisationen. Dies gilt insb-
esondere für Regelungen im
Versorgungsrecht sowie für
Beihilfebestimmungen. Also ver-
wandt sind oft die gemeinsamen
Interessen und das gemeinsame
Vorgehen verspricht mehr Erfolg
als Alleingänge. Zurzeit befasst
sich der Bundesseniorenvor-
stand mit dem von der 5. Bundes-

seniorenkonferenz angenomme-
nen Antrag B 7 mit dem Auftrag,
im Rahmen der Kooperation mit
dem DBwV eine Beteiligung an
dem dort laufenden Projekt „Be-
treutes Wohnen“ anzustreben.
Ich hoffe, dass die beiden
Seniorenvertretungen in Zu-
kunft noch enger zusammenrü-
cken unter dem Motto: „Ge-
meinsam sind wir stärker“.

Bundesseniorenfahrten

Einen besonderen Service für
ihre älteren Mitglieder bietet die
Gewerkschaft der Polizei seit
1999 mit ihren jährlich angebo-
tenen Bundesseniorenfahrten.
Ob „Donau-Kreuzfahrt“, „Reise

nach Ischia“, „Flusskreuzfahrt
auf der Wolga von Moskau nach
St. Petersburg“ oder „Türkei er-
leben“, um nur einige Highlights
zu nennen. Diese Reisen erfreu-
en sich inzwischen großer Be-
liebtheit, wofür allein 540 An-
meldungen für die 7. Bundes-
seniorenfahrt vom 14.-27. Sep-
tember 2007 an die Schwarz-
meerküste nach Bulgarien den
Beweis liefern.

Mit diesen Fahrten verfolgt
die Seniorengruppe das Ziel, ge-
werkschaftliche Informationen,
Kultur- und Landschaftserleb-
nisse mit Spaß zu verknüpfen.
Ebenso wird bei diesen Fahrten
das Gemeinschaftsgefühl we-
sentlich gestärkt. Ein besonderer
Dank gebührt denen, die diese

Reisen organisieren und durch
ihr aktives Mitwirken zum Gelin-
gen der Bundesseniorenfahrten
wesentlich beitragen.

Neben diesem kurzem Rück-
blick und meiner Gratulation
zum Jubiläum erhoffe und wün-
sche ich mir für die Zukunft, dass
es mit der Seniorenarbeit in der
GdP kontinuierlich weiter geht
und recht viele Kolleginnen und
Kollegen – vor allem Neu (Jung)
Pensionäre – bereit sind, mitzu-
arbeiten und Verantwortung zu
übernehmen. Und, dass wir
weiterhin voller Stolz sagen kön-
nen:

Gut, dass es sie gibt – die
Seniorengruppe der Gewerk-
schaft der Polizei!

Die 6. Bundesseniorenfahrt 2006 in die Türkei/Marmaris: Imbiss unter
schattigen Bäumen                                                         Foto: Hecker

Die
Bundessenioren-
konferenzen

Siegen (NRW) April 1990
Kiel (SH) April 1994
Saarbrücken (Sa) April 1998
Bayreuth (By) April 2002
Dresden (Sn) April 2006
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Zu seiner Frühjahrssitzung
tagte der 18-köpfige Bundes-
seniorenvorstand am 24. und
25. April 2007 in Berlin. Der
Bundesseniorenvorsitzende
Artur Jung begrüßte – neben
den Vorsitzenden der Senio-
rengruppen der Landesbe-
zirke und Bezirke – besonders
herzlich den am 14. März 2007
neu gewählten Vorsitzenden
der Seniorengruppe des Lan-
desbezirks Mecklenburg-Vor-
pommern, den Kollegen Hans
Wederka.

Schwerpunkt der umfang-
reichen Tagesordnung war die
Bearbeitung der angenomme-
nen Anträge der Senioren-
konferenz in Dresden sowie
des Bundeskongresses in
Berlin, u. a.:
• Nominierung einer Arbeits-

gruppe zum Projekt „Be-
treutes Wohnen“ in Koope-
ration mit dem Deutschen
BundeswehrVerband,

• Aufforderung an die Bun-
des- und Landesbezirke, für
die Aufhebung des § 81
Abs. 2 Bundesbesoldungs-
gesetz: „Ruhegehaltsfähig-
keit der Polizeizulage“ und
für deren Dynamisierung
einzutreten,

• Aufforderung an die Lan-
desbezirke, in ihren Zu-
ständigkeitsbereichen für
die Einrichtung einer
Pensionskasse/Rücklage
für Pensionen einzutreten,

• Aufforderung an den Bun-
desvorstand, bei den Betei-
ligungsgesprächen über den
Entwurf der Bundesbei-
hilfe-Verordnung für die
Abschaffung der Praxis-
gebühr im Beihilferecht
einzutreten.

Mit großer Sorge wurden
die negativen Auswirkungen
der Föderalismusreform dis-

kutiert. Da der Bund und je-
des einzelne Land eigene Re-
gelungen für Laufbahn, Be-
soldung und Versorgung auf-
stellen, droht die Gefahr, dass
die Länder gegeneinander
ausgespielt werden. Beson-
ders gravierend ist das er-
kennbare Bestreben der Re-
former, die Versorgungsem-
pfänger abzukoppeln von der
allgemeinen Besoldung – sei
es die fehlende Einbeziehung
in die Einmalzahlregelungen
oder fehlende bzw. sehr unter-
schiedliche Besoldungsan-
passungen für die Jahre 2007
und 2008 im Bund und in den
Ländern.

Nach Auffassung des Bun-
desseniorenvorstands führen
die erheblichen Auswirkun-
gen der Föderalismusreform
zu gravierenden Problemen
und Einschnitten für die GdP.
Das Informationssystem Fö-
deralismusreform (ISF) könn-
te daher ein geeignetes Instru-
ment sein, die Bundesein-
heitlichkeit der GdP zu festi-
gen.

Aber auch die Zusammen-
arbeit mit dem DGB muss er-
halten und noch verstärkt
werden, denn gemeinsame
Stellungnahmen zu Gesetzes-
vorhaben können nur hier ef-
fektiv gefertigt werden – un-
ter Mitwirkung der GdP.

Kritisiert wurde an dieser
Stelle jedoch auch die mangel-
hafte Seniorenpolitik des
DGB. Der Bundessenioren-
vorstand tritt dafür ein, dass
die Gewerkschaften des DGB
die Mitwirkungsmöglichkei-
ten von Seniorinnen und Se-
nioren – wie in der GdP –
satzungsrechtlich festschrei-
ben.
                                                     RB

Sitzung des Bundes-
seniorenvorstands
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